Abdruck als Beilage — 245 — 
zur Geſetz⸗Sammlung für die 
Königlichen Preußischen Staaten. 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 
26. 


(Nr. 312.) Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund. Vom 21. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Titel I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 
Der Betrieb eines Gewerbes iſt Jedermann geſtattet, me nicht durch 
dieſes Geſetz Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen find. 
Wer gegenwärtig zum Betriebe eines Gewerbes berechtigt iſt, kann von 
demſelben nicht deshalb ausgeſchloſſen werden, weil er den Erforderniſſen dieſes 
Geſetzes nicht genügt. 8. 2 


Die Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbe⸗ 
betrieb und die Ausdehnung deſſelben hört auf. 


g. 3. 
6 Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, ſowie e Gewerbes 
in mehreren Betriebs⸗ oder Verkaufsſtätten ift geſtattet. Eine Veſchränkung der 
Handwerker auf den Verkauf der ſelbſtverfertigten Waaren findet nicht ftatt. 
9 4. 
Den Zünften und kaufmänniſchen Korporationen ſteht ein Recht, Andere 
von dem Betriebe eines Gewerbes auszuſchließen, nicht zu. 


$. 5. 
In den Beſchränkungen des Betriebes einzelner Gewerbe, welche auf den 
undes Geſehbl. 1869. a Zoll 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Juli 1869. 
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Zoll-, Steuer- und Poſtgeſetzen beruhen, wird durch das gegenwärtige Geſetz 
nichts geändert. 8 


Das gegenwärtige Geſetz findet keine Anwendung auf das Bergweſen 
(vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 152. 153. und 154.), die Fiſcherei, 
die Ausübung der Heilkunde (vorbehaltlich der Beſtimmungen in den $$. 29. 
30. 53. 80. und 144.), die Errichtung und Verlegung von Apotheken und den 
Verkauf von Arzneimitteln (vorbehaltlich der Beſtimmung im H. 80.), das Unter⸗ 
richtsweſen, die advokatoriſche und Notariats⸗Praxis, den Gewerbebetrieb der Aus⸗ 
wanderungs⸗Unternehmer und Auswanderungs⸗Agenten, der Verficherungs-Unter- 
nehmer und der Eiſenbahn⸗Unternehmungen, den Vertrieb von Lotterielooſen, die 
Befugniß zum Halten öffentlicher Fähren und die Rechtsverhältniſſe der Schiffs⸗ 
mannſchaften auf den Seeſchiffen. 

ine Verordnung des Bundespräſidiums wird beſtimmen, welche Apotheker⸗ 
waaren dem freien Verkehr zu überlaſſen ſind. 
F. 7. 

Vom 1. Januar 1873. ab ſind, ſoweit die Landesgeſetze ſolches nicht 
früher verfügen, aufgehoben: 

1) die noch beſtehenden ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, d. h. die mit 
dem Gewerbebetriebe verbundenen Berechtigungen, Andern den Betrieb 
eines Gewerbes, ſei es im Allgemeinen oder hinſichtlich der Benutzung 
eines gewiſſen Betriebsmaterials, zu unterſagen oder fie darin zu be⸗ 
ſchränken 

2) die mit den ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen verbundenen Zwangs⸗ 
und Bannrechte, mit Ausnahme der Abdeckereiberechtigungen; 

3) alle Zwangs⸗ und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der 
Verleihungs⸗Urkunde ohne Entſchädigung zuläffig. ift; 

4) ſofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge dieſer Beſtimmungen eintritt, 
oder ſofern ſie nicht auf einem Vertrage zwiſchen Berechtigten und Ver⸗ 
pflichteten beruhen: 

a) das mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brennerei oder Brenn⸗ 
gerechtigkeit, einer Brauerei oder Braugerechtigkeit oder einer Schank⸗ 
ſtätte verbundene Recht, die Konſumenten zu zwingen, daß ſie bei 
den Berechtigten ihren Bedarf mahlen oder ſchroten laſſen, oder 
das Getränk ausſchließlich von denſelben beziehen (der Mahlzwang, 
der Branntweinzwang oder der Brauzwang) ; 

p) das ſtädtiſchen Bäckern oder Fleiſchern zuſtehende Recht, die Ein⸗ 
wohner der Stadt, der Vorſtädte oder der ſogenannten Bannmeile 
zu zwingen, daß ſie ihren Bedarf an Gebäck oder Fleiſch ganz oder 
theilweiſe von jenen ausſchließlich entnehmen; ; 

5) die an Konzeſſionen zu gewerblichen Anlagen oder zum Be- 
triebe von Gewerben zu ertheilen, die dem Fiskus, Korporationen, Inſti⸗ 
tuten oder einzelnen Berechtigten zuftehen; 9 

vor⸗ 
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6) vorbehaltlich der an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden Ge⸗ 
werbeſteuern, alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes ent⸗ 
richtet werden, ſowie die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzuerlegen. 

Ob und in welcher Weiſe den Berechtigten für die vorſtehend aufgehobenen 
ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, Zwangs und Bannrechte u. |. w. Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten iſt, beſtimmen die Landesgeſetze. 

§. 8. 

Von dem gleichen Zeitpunkte ($. 7.) ab unterliegen, ſoweit ſolches nicht 
von der Landesgeſetzgebung ſchon früher verfügt iſt, der Ablöſung: 

1) diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welche durch die Beſtimmungen 
des $. 7. nicht aufgehoben find, ſofern die Verpflichtung auf Grund⸗ 
beſitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als ſolche betrifft oder 
Bewohnern eines Orts oder Diſtrikts vermöge ihres Wohnſitzes obliegt; 

2) das Recht, den Inhaber einer Schankſtätte zu zwingen, daß er für feinen 
5 das Getränk aus einer beſtimmten Fabrikationsſtätte 
entnehme. 


Das Nähere über die Ablöſung dieſer Rechte beſtimmen die Landesgeſetze. 


F. 9. 
Streitigkeiten darüber, ob eine Berechtigung zu den durch die $$. 7. und 8. 
en oder für ablösbar erklärten gehört, find im Rechtswege zu ent- 
„Jedoch bleibt den Landesgeſetzen vorbehalten, zu beſtimmen, von welchen 
Behörden und in welchem Verfahren die Frage zu entſcheiden iſt, ob oder wie 
weit eine auf einem Grundſtück haftende Abgabe eine Grundabgabe iſt, oder für 
den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden muß. 


F. 10. 


Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs- und VBannrechte 
welche durch Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden find, tönen 
fortan nicht mehr erworben werden. 

Realgewerbeberechtigungen dürfen fortan nicht mehr begründet werden. 


N 115 

Das Geſchlecht begründet in Beziehung auf die Befugniß zum ſelbſt⸗ 

ſtändigen Betriebe eines Gewerbes keinen Unterſchied. tv 
Frauen, welche ſelbſtſtändig ein Gewerbe betreiben, können in Angelegen⸗ 
heiten ihres Gewerbes ſelbſtſtändig Rechtsgeſchäfte abſchließen und vor Gericht 
auftreten, gleichviel, ob fie verheirathet oder unverheirathet find. Sie können 
ſich in Betreff der Geſchäfte aus ihrem Gewerbebetrieb auf die in den einzelnen 
Bundesſtaaten beſtehenden Rechtswohlthaten der Frauen nicht berufen. Es macht 
hierbei keinen Unterſchied, ob ſie das Gewerbe allein oder in Gemeinſchaft mit 
anderen Perſonen, ob fie daſſelbe in eigener Perſon oder durch einen Stell- 
vertreter betreiben. 5 
al* $. 12. 
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12. 
Hinſichtlich des Gewerbebetriebes der juriſtiſchen Perſonen des Auslandes 
bewendet es bei den Landesgeſetzen. 
Diejenigen Beſchränkungen, welche in Betreff des Gewerbebetriebes für 
Perſonen des Soldaten» und Beamtenſtandes, ſowie deren Angehörigen beſtehen, 
werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


$. 13. 

Von dem Beſitze des Bürgerrechts ſoll die Zulaſſung zum Gewerbe⸗ 
betriebe in keiner Gemeinde und bei keinem Gewerbe abhängig ſein. 

Nach dem begonnenen Gewerbebetriebe iſt, ſoweit dies in der beſtehenden 
Gemeindeverfaſſung begründet iſt, der Gewerbetreibende auf Verlangen der Ge⸗ 
meindebehörde nach Ablauf von drei Jahren verpflichtet, das Bürgerrecht zu er⸗ 
werben. Es darf jedoch in dieſem Falle von ihm das ſonſt vorgeſchriebene oder 
übliche Bürgerrechtsgeld nicht . und ebenſo nicht verlangt werden, daß 
er ſein anderweit erworbenes Bürgerrecht aufgebe. 


Titel II. 
Stehender Gewerbebetrieb. 
I. Allgemeine Erforderniſſe. 


$. 14. 


Wer den ſelbſtſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, muß 
der für den Ort, wo ſolches geſchieht, nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Be⸗ 
hörde gleichzeitig Anzeige davon machen. Dieſe Anzeige liegt auch demjenigen 
ob, welcher zum Betriebe eines Gewerbes im Umherziehen (Titel III.) befugt iſt. 

Außerdem hat, wer Verſicherungen für eine Mobiliar oder Immohiliar⸗ 
Feuerverſicherungs⸗Anſtalt als Agent oder Unteragent vermitteln will, bei Ueber⸗ 
nahme der Agentur, und derjenige, welcher dieſes Geſchäft wieder aufgiebt, oder 
welchem die „ den Auftrag wieder entzieht, innerhalb der 
nächſten acht Tage der zuſtändigen Behörde ſeines Wohnortes davon Anzeige zu 
machen. Buch» und Steindrucker, Buch? und Kunſthändler, Antiquare, Leih⸗ 
bibliothekare, Inhaber von Leſekabinetten, Verkäufer von Druckſchriften, Zeitungen 
und Bildern haben bei der Eröffnung ihres Gewerbebetriebes das Lokal deſſelben, 
Dar jeden ſpäteren Wechſel des letzteren ſpäteſtens am Tage feines Eintritts 

er zuſtändigen Behörde ihres Wohnortes anzugeben. 


. 15. 


Die Behörde beſcheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang der Anzeige. 

Die Fortſetzung des Betriebes kann polizeilich verhindert werden, wenn 

ein Gewerbe, zu deſſen Beginn eine beſondere Genehmigung erforderlich iſt, ohne 
dieſe G een e begonnen wird. 

Gegen die unterſagende Verfügung iſt der Rekurs zuläſſig. ll. E 

Er⸗ 
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II. Erforderniß beſonderer Genehmigung. 
J. Anlagen, welche einer beſonderen Genehmigung bedürfen. 
$. 16. 


Zur Errichtung von Anlagen, welche durch die örtliche Lage oder die Be⸗ 
ſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten 
Grundſtücke oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren 
oder Beläſtigungen herbeiführen können, iſt die Genehmigung der nach den 
Landesgeſetzen zuftändigen Behörde erforderlich. f 

Es gehören dahin: 

Schießpulver⸗Fabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung 
von Zündſtoffen aller Art, Gasbereitungs⸗ und Gasbewahrungs⸗ 
Anſtalten, Anſtalten zur Deſtillation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung 
von Braunkohlentheer, Steinkohlentheer und Koaks, ſofem ſie außerhalb 
der Gewinnungsorte des Materials errichtet werden „Glas- und Ruß⸗ 
hütten Kalk Ziegel, und Gypsöfen, Anlagen zur Gewinnung roher 
Metalle, Röſtöfen, Metallgießereien, ſofern fie nicht bloße Tiegelgießereien 
find, Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller Art, Schnellbleichen, Firniß⸗ 
ſiedereien, Stärkefabriken, mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung 
von Kartoffelſtärke, Stärkeſyrups⸗Fabriken, Wachstuch⸗, Darmſaiten⸗ 
Dachpappen⸗ und Dachfilz⸗Fabriken, Leim⸗, Thran⸗ und Seifenſiedereien, 

nochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und Knochen⸗ 
bleichen, Zubereitungsanſtalten für Thierhaare, 5 Schlächte⸗ 
reien, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten⸗ und Büngpulver⸗Fabriken, 
Stauanlagen für Waſſertriebwerke ($. 23.). 

Das vorſtehende Verzeichniß kann, je nach Eintritt oder Wegfall der im 
Eingang gedachten Vorausſetzung, durch Beſchluß des Bundesrathes, vorbehalt⸗ 
lich der Genehmigung des nächſtfolgenden Reichstages, abgeändert werden. 


$. 17. 


Dem Antrage auf die Genehmigung einer ſolchen Anlage müſſen die zur 
Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Beſchreibungen beigefügt werden. 
Iſt gegen die Vollſtindigkeit dieſer Vorlagen nichts zu erinnern, ſo wird 
das Unternehmen mittelſt einmaliger Einrückung in das zu den nr Be 
kanntmachungen der Behörde (F. 16.) beſtimmte Blatt zur öffentlichen Kenntniß 
i e der Aufforderung / etwaige Einwendungen gegen die neue ar 
innen vierzehn Tagen anzubringen. Die Friſt nimmt ihren Anfang mit Ab- 
auf des 1 — an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Blatt aus⸗ 
egeben worden, und iſt für alle Einwendungen, welche nicht auf privatrechtlichen 
iteln beruhen, präkluſiviſch. 


b. 18. 


Werden keine Einwendungen angebracht, ſo hat die Behörde zu prüfen, 
ob die Anlage erhebliche Gefahren, Nachtheile oder Beläſtigungen für das Pu⸗ 
blikum herbeiführen könne. Auf Grund dieſer Prüfung, welche ſich zugleich ar 

die 
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die Beachtung der beſtehenden bau⸗, feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften erſtreckt, iſt die Genehmigung zu verſagen, oder, unter Feſtſetzung der 
ſich als nöthig ergebenden Bedingungen, zu ertheilen. Zu den letzteren gehören 
auch diejenigen Anordnungen, welche zum Schutze der Arbeiter gegen Gefahr 
für Geſundheit und Leben nothwendig ſind. Der Beſcheid iſt ſchriftlich auszu⸗ 
fertigen und muß die feſtgeſetzten Bedingungen enthalten; er muß mit Gründen 
verſehen fein, wenn die Genehmigung verſagt oder nur unter Bedingungen er⸗ 
theilt wird. 
$. 19. 


Einwendungen, welche auf beſonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 
ſind zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen, ohne daß von der Erledigung 
derſelben die Genehmigung der Anlage abhängig gemacht wird. 

Andere Einwendungen dagegen ſind mik den Parteien vollſtändig zu er⸗ 
örtern. Nach Abſchluß dieſer Erörterung erfolgt die Prüfung und Entſcheidung 
nach den im F. 18. enthaltenen Vorſchriften. Der Beſcheid iſt ſowohl dem 
Unternehmer, als dem Widerſprechenden zu eröffnen. 


§. 20. 
Gegen den Beſcheid iſt Rekurs an die nächſtvorgeſetzte Behörde zuläſſig, 
welcher bei Verluſt deſſelben binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Eröffnung 
des Beſcheides an gerechnet, gerechtfertigt werden muß. 


Der Rekursbeſcheid iſt den Parteien ſchriftlich zu eröffnen und muß mit 
Gründen verſehen ſein. 


§. 21. 

Die näheren Beſtimmungen über die Behörden und das Verfahren, ſowohl 
in der erſten als in der Rekurs⸗Inſtanz, bleiben den Landesgeſetzen vorbehalten. 
Es ſind jedoch folgende Grundſätze einzuhalten: 

1) In erſter oder in zweiter Inſtanz muß die Entſcheidung durch eine kolle⸗ 
giale Behörde erfolgen. Dieſe Behörde ift bat Unterſuchungen an 
Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sachverſtändige zu laden 

und eidlich zu vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem 
Umfange zu erheben. 

2) Bildet die kollegiale Behörde die erſte Inſtanz, ſo ertheilt ſie ihre Ent⸗ 
ſcheidung in öffentlicher Sitzung, nach erfolgter Ladung und Anhörung 
der Parteien, auch in dem Falle, wenn zwar Einwendungen nicht ange⸗ 
bracht ſind, die Behörde aber nicht ohne Weiteres die Genehmigung er⸗ 
theilen will und der Antragſteller innerhalb vierzehn Tagen nach Empfang 
des, die Genehmigung verſagenden oder nur unter Bedingungen er⸗ 
theilenden Beſcheides der Behörde auf mündliche Verhandlung anträgt. 

3) Bildet die kollegiale Behörde die zweite Inſtanz, ſo ertheilt ſie ſtets ihre 
Entſcheidung in öffentlicher Sitzung, nach erfolgter Ladung und An⸗ 
hörung der Parteien. 

4) Als Parteien find der Unternehmer (Antragſteller), ſowie diejenigen Per⸗ 
ſonen zu betrachten, welche Einwendungen erhoben haben. 8 22 
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$. 22. 

Die durch unbegründete Einwendungen erwachſenden Koften fallen dem 
Widerſprechenden, alle übrigen Koſten, welche durch das Verfahren entſtehen, 
dem Unternehmer zur Laſt. 8 

In den Beſcheiden über die Zuläſſigkeit der neuen Anlage wird zugleich 
die Vertheilung der Koſten feſtgeſetzt. 


F. 23. 


Bei den Stauanlagen für Waſſertriebwerke ſind außer den Beſtimmungen 
der N 17. bis 22. die dafür beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften anzu⸗ 
wenden. 

Der Landes eſetzgebung bleibt vorbehalten, für ſolche Orte, in welchen 
öffentliche Schlachthäuſer in genügendem Umfange vorhanden ſind oder errichtet 
werden, die fernere Benutzung beſtehender und die Anlage neuer Privatſchlächte⸗ 
reien zu unterſagen. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt ferner vorbehalten, zu verfügen, in wie weit 
durch Ortsſtatuten darüber Beſtimmung getroffen werden kann, daß einzelne 
Ortstheile vorzugsweiſe zu Anlagen der in $. 16. erwähnten Art zu beſtimmen, 
in anderen Ortstheilen aber dergleichen Anlagen entweder gar nicht oder nur 
unter beſonderen Beſchränkungen zuzulaffen find. 


$. 24. 


Zur Anlegung von Dampfkeſſeln, diefelben mögen Bu Maſchinenbetriebe 
beſtimmt ſein oder nicht, iſt die Genehmigung der nach den Landesgeſetzen zu⸗ 
ſtändigen Behörde erforderlich. Dem Gefuche find die zur Erläuterung erforder⸗ 
lichen Zeichnungen und Beſchreibungen beizufügen. f 

Die Behörde hat die Zuläffigteit der Anlage nach den beſtehenden bau, 
feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen Vorſchriften, ſowie nach denjenigen allgemeinen 
polizeilichen Beſtimmungen zu prüfen, welche von dem Bundesrathe über die 
Anlegung von Dampfkeſſeln erlaſſen werden. Sie hat nach dem Befunde die 
Genehmigung entweder zu verſagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich 
bei Ertheilung derſelben die erforderlichen Vorkehrungen und Einrichtungen vor⸗ 

en 


zuſchreiben. 

. Bis zum 1 allgemeiner Beſtimmungen durch den Bundesrath kommen 
die in den einzelnen Bundesſtaaten beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 

„Bevor der Keſſel in Betrieb genommen wird, iſt zu unterſuchen, ob die 
Ausführung den Beſtimmungen der ertheilten Genehmigung entſpricht. Wer 
vor dem Empfange der hierüber auszufertigenden Beſcheinigung den Betrieb be⸗ 
ginnt, hat die im $. 147. angedrohte Strafe verwirkt. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für 1 mar Dampfkeſſel. 


Für 1 und das Verfahren über denſelben gelten die Vorſchriften 
ö F. 25. 


der $$. 20. un 
Die Genehmigung zu einer der in den $$. 16. und 24. bezeichneten An⸗ 
lagen bleibt ſo lange in Kraft, als keine Aenderung in der Lage oder Beſcha 5 
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heit der Betriebsſtätte vorgenommen wird, und bedarf unter dieſer Vorausſetzung 
auch dann, wenn die Anlage an einen neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerun 
nicht. Sobald aber eine Veränderung der Betriebsſtätte vorgenommen wird, il 
dazu die Genehmigung der zuſtändigen Behörde nach Maaßgabe der $$. 17. 
bis 23. einſchließlich, beziehungsweiſe des F. 24. nothwendig. Eine gleiche Ge⸗ 
nehmigung iſt erforderlich bei weſentlichen Veränderungen in dem Betriebe einer 
der im F. 16. genannten Anlagen. Die zuſtändige Behörde kann jedoch auf. 
Antrag des Unternehmers von der Bekanntmachung ($. 17.) Abſtan nehmen, 
wenn ſie die Ueberzeugung gewinnt, daß die . e Veränderung für die 
Beſitzer oder Bewohner benachbarter Grundſtücke oder das Publikum überhaupt 
neue oder größere Nachtheile, Gefahren oder Beläſtigungen, als mit der vorhan⸗ 
denen Anlage verbunden ſind, nicht herbeiführen werde. 

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen ($$. 16. und 
24.) Anwendung, welche bereits vor Erlaß dieſes Geſetzes beſtanden haben. 


§. 26. | 

Soweit die beſtehenden Rechte zur Abwehr benachtheiligender Einwirkun⸗ 
gen, welche von einem Grundſtücke aus auf ein benachbartes Grundſtück geübt 
werden, dem Eigenthümer oder Beſitzer des letzteren eine Privatklage gewähren, 
kann dieſe Klage einer mit 1 Genehmigung errichteten gewerblichen 
Anlage gegenüber niemals auf Einſtellung des Gewerbebetriebes, ſondern nur 
auf Herſtellung von Einrichtungen, welche die benachtheiligende Einwirkung aus⸗ 
ſchließen, oder, wo ſolche Einrichtungen unthunlich oder mit einem gehörigen 
Betriebe des Gewerbes unvereinbar find, auf Schadloshaltung gerichtet werden. 


§. 27. 


Die Errichtung oder Verlegung ſolcher Anlagen, deren Betrieb mit unge⸗ 
wöhnlichem Geräuſch verbunden iſt, muß, ſofern fie nicht ſchon nach den Vor⸗ 
ſchriften der Hö. 16. bis 25. der Genehmigung bedarf, der Ortspolizei⸗Behörde 
angezeigt werden. Letztere hat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebsſtätte 
Kirchen, Schulen oder andere öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanſtal⸗ 
ten vorhanden ſind, deren beſtimmungsmäßige Benutzung durch den Gewerbe⸗ 
betrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Störung erleiden würde, die Entſcheidung 
der höheren Verwaltungsbehörde darüber einzuholen, ob die Ausübung des Ge⸗ 
werbes an der gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen oder nur unter Bedin⸗ 
gungen zu geſtatten fei. 

F. 28. 


Die höheren Verwaltungsbehörden ſind befugt, über die Entfernung, welche 
bei Errichtung von durch Wind bewegten Triebwerken von benachbarten fremden 
Grundſtücken und von öffentlichen Wegen inne zu halten iſt, durch Polizei⸗ 
verordnungen Beſtimmung zu treffen. 


2. Gewerbetreibende, welche einer beſonderen Genehmigung bedürfen. 
$. 29. 
Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweiſes der Befähigung 
er⸗ 


— 253 — 


ertheilt wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Perſonen, welche ſich als Aerzte 
(Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Thierärzte) oder mit gleich⸗ 
bedeutenden Titeln bezeichnen oder Seitens des Staats oder einer Gemeinde als 
ſolche anerkannt oder mit amtlichen Funktionen betraut werden ſollen. Es darf 
die Approbation jedoch von der vorherigen akademiſchen Doktorpromotion nicht 
abhängig gemacht werden. 
5 Der Bundesrath bezeichnet, mit Rückſicht auf das vorhandene Bedürfniß, 
in verſchiedenen Theilen des Bundesgebietes die Behörden, welche für das ganze 
Bundesgebiet gültige Approbationen zu ertheilen befugt ſind und erläßt die Vor⸗ 
ſchriften über den Nachweis der Befähigung. Die Namen der Approbirten 
werden von der Behörde, welche die Approbation ertheilt, in den vom Bundes⸗ 
rathe zu beſtimmenden amtlichen Blättern veröffentlicht. 

Perſonen, welche eine ſolche Approbation erlangt haben, ſind innerhalb 
des Bundesgebietes in der Wahl des Ortes, wo ſie ihr Gewerbe betreiben wol⸗ 
len, vorbehaltlich der Beſtimmungen über die Errichtung und Verlegung von 
Apotheken (F. 6.), nicht beſchränkt. 

Dem Bundesrathe bleibt vorbehalten, zu beftimmen, unter welchen Voraus- 
ſetzungen Perſonen wegen wiſſenſchaftlich erprobter Leiſtungen von der vorgeſchrie⸗ 
benen Prüfung ausnahmsweiſe zu entbinden find. 

Perſonen, welche vor Verkündigung dieſes Geſetzes in einem Bundesſtaate 
die Berechtigung zum Gewerbebetrieb als Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, Geburts⸗ 
helfer, Apotheker oder Thierärzte bereits erlangt haben, gelten als für das ganze 
Bundesgebiet approbirt. 

F. 30. 


Unternehmer von Privat⸗Kranken⸗, Privat⸗Entbindungs⸗ und Privat⸗Irren⸗ 
anſtalten bedürfen einer Konzeſſion der höheren Verwaltungsbehörde, welche er⸗ 
7 wird, wenn nicht Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des 
Nachſuchenden in Beziehung auf den beabfichtigten Gewerbebetrieb darthun. 

Hebammen bedürfen eines Prüfungszeugniſſes der nach den Landesgeſetzen 
zuſtändigen Behörde. 9.31 


Seeſchiffer, Seefteuerleute und Lootſen müſſen ſich über den Beſitz der er- 
forderlichen Kenntniſſe durch ein Befähigungszeugniß der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde ausweiſen. 

Der Bundesrath erläßt die Vorſchriften über den Nachweis der Befähi⸗ 
gung. Die auf Grund dieſes Nachweiſes ertheilten Zeugniſſe gelten für das 
ganze Bundesgebiet, bei Lootſen für das im Zeugniß angeführte Bil Arie 

oweit in Betreff der Schiffer und Lootſen auf Strömen in Folge von 
gude al beſondere Anordnungen getroffen ſind, behält es dabei ſein Be⸗ 
w E 


b. 32. 

‚ Shaufpielunternehmer bedürfen zum Betriebe ihres Gewerbes der Er- 
laubniß. Dieſelbe iſt ihnen zu ertheilen, wenn nicht Thatſachen vorliegen, welche 
die Unzuverläſſigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf den beabſichtigten Ge⸗ 
werbebetrieb darthun. 

Bundes - Geſetbl. 1869. 5 42 Be⸗ 
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Beſchränkungen auf beſtimmte Kategorien theatraliſcher Darſtellungen ſind 
unzuläſſig. f 
$. 33. 
Wer Gaſtwirthſchaft, Schankwirthſchaft oder Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Erlaubniß. 
Dieſe Erlaubniß iſt nur dann zu verſagen: 

1) wenn gegen den Nachſuchenden Thatſachen vorliegen, welche die An⸗ 
nahme rechtfertigen, daß er das Gewerbe zur Förderung der Völlerei, 
des . piels, der Hehlerei oder der Unſittlichkeit mißbrauchen 
werde; 

2) wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal wegen feiner 
Beſchaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht genügt. 

Es können jedoch die Landesregierungen, ſoweit die Landesgeſetze nicht ent⸗ 
egenſtehen, die Erlaubniß zum Ausſchänken von Branntwein und den Klein. 
ade mit Branntwein und Spiritus auch von dem Nachweis eines vorhandenen 
Bedürfniſſes abhängig machen. 
$. 34. 
Die Landesgeſetze können vorſchreiben, daß zum Handel mit Giften und 
zum Betriebe des Lootſengewerbes beſondere u bon Je erforderlich iſt, in⸗ 


gleichen, daß das Gewerbe der Markſcheider nur von Perſonen betrieben werden 
darf, welche als ſolche geprüft und konzeſſtonirt find. 


§. 35. 

Die Ertheilung von Tanz-, Turn- und Schwimmunterricht als Gewerbe 
darf denjenigen unterſagt werden, welche wegen Vergehen oder Verbrechen gegen 
die Sittlichkeit beſtraft ſind. 

„Der Handel mit gebrauchten Kleidern, gebrauchten Betten oder gebrauchter 
Wäſche, der Kleinhandel mit altem Metallgeräth oder Metallbruch (Trödel), oder 
mit Garnabfällen oder Dräumen von Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen, 
ferner das Geſchäft eines Pfandleihers kann demjenigen unterſagt werden, welcher 
wegen aus Gewinnſucht begangener Vergehen oder Verbrechen gegen das Eigen⸗ 
thum beſtraft worden iſt. i 

Das Gefchäft eines Geſindevermiethers kann demjenigen unterſagt werden, 
welcher wegen aus Gewinnſucht begangener Vergehen oder Verbrechen gegen das 
ae oder wegen Vergehen oder Verbrechen gegen die Sittlichkeit beſtraft 
worden iſt. 

Perſonen, welche die in dieſem Paragraphen bezeichneten Gewerbe beginnen, 
haben bei Eröffnung ihres Gewerbebetriebes der zuſtändigen Behörde hiervon 
Anzeige zu machen. 

$. 36. 

Das Gewerbe der Feldmeſſer, Auktionatoren, derjenigen, welche den Fein⸗ 
gehalt edler Metalle oder die Beſchaffenheit, Menge oder richtige ZEN von 
Waaren irgend einer Art feſtſtellen, der Güterbeſtätiger, Schaffner, Wäger, 

eſ⸗ 
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Meſſer, Bracker, Schauer, Stauer u. ſ. w. darf zwar frei betrieben werden, es 
bleiben jedoch die verfaſſungsmäßig dazu befugten Staats- oder Kommunal⸗ 
behörden oder Korporationen auch ferner berechtigt, Perſonen, welche dieſe Ge 
werbe betreiben wollen, auf die Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften zu be- 
eidigen und öffentlich anzuſtellen. 

Die Beſtimmungen der Geſetze, welche den Handlungen der genannten 
Gewerbetreibenden eine beſondere Glaubwürdigkeit beilegen oder an dieſe Hand⸗ 
lungen beſondere rechtliche Wirkungen knüpfen, find nur auf die von den ver⸗ 
faſſungsmäßig dazu befugten Staats⸗ oder Kommunalbehörden oder Korpora⸗ 
tionen angeſtellten Perſonen zu beziehen. 

$. 37. 

Der Regelung durch die Ortspolizei⸗Behörde unterliegt die Unterhaltung 
des öffentlichen Verkehrs innerhalb der Orte durch Wagen aller Art, Gondeln, 
Sänften, Pferde und andere Transportmittel, ſowie das Gewerbe derjenigen 
Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ihre Dienſte anbieten. 


$. 38. 
Die Centralbehörden ſind befugt, Vorſchriften darüber zu erlaſſen, in welcher 
Weiſe die im $. 35. Abſatz 2. und 3. verzeichneten Gewerbetreibenden ihre Bücher 
zu führen und welcher polizeilichen Kontrole über den Umfang und die Art ihres 
Geſchaͤftsbetriebes fie ſich zu unterwerfen haben. 


F. 39. 

Die Landesgeſetze können die Einrichtung von Kehrbezirken für Schornſtein⸗ 
feger geſtatten. Jedoch iſt, wo Kehrbezirke beſtehen oder eingerichtet werden, die 
höhere Verwaltungsbehörde, ſoweit nicht Privatrechte entgegenſtehen, befugt, die 
Kehrbezirke aufzuheben oder zu verändern, ohne daß deshalb den Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfegern ein Widerſpruchsrecht oder ein Anſpruch auf Entſchädigung zuſteht. 


$. 40. 


Die in den $$. 29. bis 34. erwähnten Approbationen und Genehmigungen 
dürfen weder auf Zeit ertheilt, noch, vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 
$$. 53. und 143., widerrufen werden. 

9 Verſagung der Genehmigung zum Betriebe eines der in den 

N 30. 32. 33. und 34., ſowie gegen Unterſagung des Betriebes der in den 

35. und 37. erwähnten Gewerbe ift der Rekurs zuläſſig. Wegen des Ver⸗ 
ahrens und der Behörden gelten die Vorſchriften der $$. 20. und 21. 


III. Umfang, Ausübung und Verluſt der Gewerbsbefugniſſe. 


. 41. 


Die Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes be⸗ 

get das Recht in ſich, in beliebiger Zahl Geſellen, Gehülfen, Arbeiter jeder 
rt und, ſoweit die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht ae ade 
Lehrlinge anzunehmen. In der Wahl des Arbeits- und Hülfsperſonals 1 
425 eine 


ee 


Br ag Beſchränkungen ſtatt, als die durch das gegenwärtige Geſetz feft- 
geftellten. 

In Betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehülfen und Lehrlinge an- 
zunehmen, bewendet es bei den Beſtimmungen der Landesgeſetze. 


$. 42. 
Wer zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes befugt iſt, 
darf daffelbe vorbehaltlich der Beſtimmungen des F. 59. am Orte ſeiner gewerb⸗ 


lichen Niederlaſſung und, ſoweit nicht die Vorſchriften des dritten Titels einen 
Legitimationsſchein erfordern, auch außerhalb dieſes Ortes ausüben. 


$. 43 


Wer gewerbsmäßig Druckſchriften oder andere Schriften oder Bildwerke 
auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen, oder an anderen öffentlichen Orten aus⸗ 
rufen, verkaufen, vertheilen, anheften oder anſchlagen will, bedarf dazu einer Er⸗ 
laubniß der Ortspolizei⸗Behörde, und hat den über dieſe Erlaubniß auszuſtellen⸗ 
den, auf ſeinen Namen lautenden Legitimationsſchein bei ſich zu führen. 

Dieſe Erlaubniß darf nur unker den Bedingungen und nach Maaßgabe 
des $. 57. verſagt werden. 


$. 44. 


Kaufleute, Fabrikanten und andere Perſonen, welche ein ſtehendes Gewerbe 
betreiben, ſind befugt, außerhalb des Ortes ihrer gewerblichen Niederlaſſung per⸗ 
ſönlich oder durch in ihren Dienſten ſtehende Reiſende Waaren aufzukaufen und 
Beſtellungen auf Waaren zu ſuchen. 

Sie bedürfen dazu eines Legitimationsſcheins, welcher von der unteren 
Verwaltungsbehörde ausgeſtellt wird und für das Kalenderjahr gilt. Dieſes 
Legitimationsſcheins bedarf es nicht, wenn die betreffenden Gewerbetreibenden 
durch die nach den Zollvereinsverträgen erforderliche Gewerbe -Legitimationsfarte 
bereits für das Geſammtgebiet des Zollvereins legitimirt ſind. 

Der Inhaber eines ſolchen a ee darf aufgekaufte Waaren 
nur 10 deren Beförderung nach dem Beſtimmungsorte und von den Waaren, 
auf welche er Beſtellungen ſucht, nur Proben oder Muſter mit ſich führen. 


$. 45. 
Die Befugniſſe zum ſtehenden Gewerbebetriebe können durch Stellvertreter 
ausgeübt werden; dieſe müſſen jedoch den für das in Rede ſtehende Gewerbe 
insbeſondere vorgeſchriebenen Erforderniſſen genügen. 


{ $. 46. 

Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rechnung 
der Wittwe während des Wittwenſtandes, oder, wenn minderjährige Erben vor⸗ 
handen find, für deren Rechnung durch einen nach F. 45. qualifisirten Stell⸗ 
vertreter betrieben werden, inſofern die über den Betrieb einzelner Gewerbe be⸗ 
ſtehenden beſonderen Vorſchriften nicht ein Anderes anordnen. Daſſelbe gilt 
während der Dauer einer Kuratel oder Nachlaßregulirung. s 

. 47, 
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F. 47. 


Inwiefern für die nach laß 34. und 36. konzeſſionirten oder angeftellten 
Perſonen eine Stellvertretung zuläſſig iſt, hat in jedem einzelnen Falle die Be⸗ 
hörde zu beſtimmen, welcher die Konzeſſionirung oder Anſtellung zuſteht. 

Daſſelbe gilt in Beziehung auf diejenigen Schornſteinfeger, denen ein Kehr⸗ 
bezirk zugewieſen iſt (§. 39.). 

$. 48. 

Real⸗Gewerbeberechtigungen können auf jede, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes zum Betriebe des Gewerbes befähigte Perſon in der Art übertragen 
werden, daß der Erwerber die Gewerbeberechtigung für eigene Rechnung aus⸗ 
üben darf. 

§. 49. 


Bei Ertheilung der Genehmigung zu einer Anlage der in den $$. 16. 
und 24. bezeichneten Arten, ingleichen zur Anlegung von Privat⸗Kranken⸗, Privat⸗ 
Entbindungs- und Privat⸗Irrenanſtalten, zu Schauſpiel- Unternehmungen, ſowie 
zum Betriebe der im §. 33. gedachten Gewerbe, kann von der genehmigenden 
Behörde den Umſtänden nach eine Friſt feſtgeſetzt werden, binnen welcher die 
Anlage oder das Unternehmen bei Vermeidung des Erlöſchens der Genehmigun 
begonnen und ausgeführt, und der Gewerbebetrieb angefangen werden muß. Ji 
eine ſolche Friſt nicht beſtimmt, fo erliſcht die ertheilte Genehmigung, wenn der 
Inhaber nach Empfang derſelben ein ganzes Jahr verſtreichen läßt, ohne davon 
Gebrauch zu machen. 

Eine Verlängerung der Friſt kann von der Behörde bewilligt werden, fo- 
bald erhebliche Gründe nicht entgegenſtehen. ö BR 
i Hat der Inhaber einer ſolchen Genehmigung feinen Gewerbebetrieb während 
eines Zeitraums von drei Jahren eingeſtellt, ohne eine Friſtung nachgeſucht und 
erhalten zu haben, ſo erliſcht dieſelbe. 5 

Für die im F. 16. aufgeführten Anlagen darf die 1 05 Friſtung 
ſo lange nicht verſagt werden, als wegen einer durch Erbfall oder Konkurs⸗ 
erklärung entſtandenen Ungewißheit über das Eigenthum an einer Anlage oder, 
in Folge höherer Gewalt, der Betrieb entweder gar nicht oder nur mit er 
ae Nachteile für den Inhaber oder Eigenthümer der Anlage ſtatt⸗ 

en kann. 
g Das Verfahren für die Friſtung ift daſſelbe, wie für die Genehmigung 
neuer Anlagen. 
F. 50. 


Auf die Inhaber der bereits vor dem Erſcheinen des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes ertheilten Genehmigungen finden die im F. 49. beſtimmten Friſten ebenfalls 
Anwendung, jedoch mit der Maaßgabe, daß diefe Friſten von dem Tage der 
Verkündung des Geſetzes an zu laufen anfangen. 


$. 51. 


Wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl kann 
die fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage durch die höhere ee 
wals 
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waltungsbehörde zu jeder Zeit unterſagt werden. Doch muß dem Beſitzer als⸗ 
dann für den erweislichen Schaden Erſatz geleiſtet werden. 

Gegen die unterſagende Verfügung iſt der Rekurs zuläſſig; wegen der 
Entſchädigung ſteht der Rechtsweg offen. 

$. 52. 

Die Beſtimmung des $. 51. findet auch auf die zur Zeit der Verkündung 
des gegenwärtigen Geſetzes bereits vorhandenen gewerblichen Anlagen Anwendung; 
doch entſpringt aus der Unterſagung der ferneren Benutzung kein Anſpruch auf 
Entſchädigung, wenn bei der fruͤher ertheilten Genehmigung ausdrücklich vorbe⸗ 
halten worden iſt, dieſelbe ohne Entſchädigung zu widerrufen. 


83 

Die in dem $. 29. bezeichneten Approbationen können von der Verwaltungs- 
behörde nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe 
dargethan wird, auf deren Grund ſolche ertheilt worden ſind. 

Außer aus dieſem Grunde können die in den $$. 30. 32. 33. 34. und 36. 
bezeichneten Genehmigungen und Beſtallungen in gleicher Weiſe zurückgenommen 
werden, wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen des Inhabers der Mangel 
derjenigen Eigenſchaften, welche bei der Ertheilung der Genehmigung oder Be⸗ 
ſtallung nach der Vorſchrift dieſes Geſetzes vorausgeſetzt werden mußten, klar er⸗ 
hellt. Inwiefern durch die Handlungen oder Unterlaſſungen eine Strafe verwirkt 
iſt, bleibt der richterlichen Entſcheidung vorbehalten. 


F. 54. 


Wegen des Verfahrens und der Behörden, welche in Bezug auf die unter⸗ 
ſagte Benutzung einer gewerblichen Anlage (F. 51.), auf die Unterſagung eines 
Gewerbebetriebs (§. 15. Abſatz 2. und $. 35.), und die Zurücknahme einer Appro⸗ 
bation, Genehmigung oder Beſtallung (F. 53.) maaßgebend ſind, gelten die Vor⸗ 
ſchriften der HH. 20. und 21. 


Titel III. 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


N $. 55. | 
Wer außerhalb feines Wohnorts, ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung, in eigener Perſon: 

1) Waaren irgend einer Art feilbieten, 

2) Waaren irgend einer Art bei anderen Perſonen, als bei Kaufleuten oder 
an anderen Orten, als in offenen Verkaufsſtellen zum Wiederverkauf 
ankaufen, 

3) Waarenbeſtellungen aufſuchen, oder 

4) gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen oder Schauſtellungen, bei welchen 
ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſt⸗Intereſſe nicht obwaltet, feil- 
bieten will, 

be⸗ 


b 


bedarf, vorbehaltlich der in den $$. 44. und 64. getroffenen Beſtimmungen, eines 
Legitimationsſcheins. % 
Ein Legitimationsſchein iſt nicht erforderlich zum Verkauf oder Ankauf 
roher Erzeugniſſe der Land- und Forſtwirthſchaft, des Garten- und Obſtbaues. 
a $. 56. 
Ausgeſchloſſen vom An- und Verkauf im Umherziehen find: 
1) geiſtige Getränke aller Art; 
2) gebrauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden und Dräumen 
von Seide, Wolle, Leinen oder Baumwolle, Bruchgold und Bruch⸗ 
ſilber 5 
3) Spielkarten, Lotterielooſe, Staats- und ſonſtige Werthpapiere ; 
4) Schießpulver, Feuerwerkskörper und andere exploſive Stoffe 
5) Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 


Der Bundesrath iſt befugt, ſoweit ein Bedürfniß obwaltet, anzuordnen, 
daß die Erlaubniß zum Verkauf oder Ankauf der einzelnen ausgeſchloſſenen Gegen ⸗ 
ſtände ertheilt werde. 

Der Bundesrath, und in dringenden Fällen der Bundeskanzler nach Ein⸗ 
vernehmen mit dem Ausſchuß des Bundesrathes für Handel und Verkehr, iſt 
befugt, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder der Geſundheitspflege an⸗ 
zuordnen, daß auch andere Gegenſtände innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt 
nicht im Umherziehen feilgeboten oder angekauft werden dürfen. 


F. 57. 

Einem Bundesangehörigen, welcher innerhalb des Norddeutſchen Bundesgebie⸗ 
tes einen feſten Wohnſiz beſitzt und das 21ſte Lebensjahr überſchritten hat, darf der 
Legitimationsſchein vorbehaltlich der Beſtimmung des §. 59. nur dann verſagt 
werden, wenn er: 

J) mit einer abſchreckenden oder anſteckenden Krankheit behaftet ift; 


2) oder wegen ſtrafbarer Handlungen aus Gewinnſucht, gegen das Eigen⸗ 
thum, gegen die Sittlichkeit, wegen vorſätzlicher Angriffe auf das Leben 
und die Geſundheit der Menſchen, wegen vorſätzlicher Brandſtiftung, 
wegen Zuwiderhandlungen gegen Verbote oder Sicherungsmaaßregeln, 
betreffend Einführung oder Verbreitung anſteckender Krankheiten oder 
Viehſeuchen zu Gefängniß von mindeſtens ſechs Wochen, oder zwar zu 
einer geringeren Strafe verurtheilt, aber in der Ausübung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte beſchränkt worden iſt, innerhalb zweier Jahre nach er⸗ 
folgter Verurtheilung, und im Falle der Gefängnißſtrafe nach verbüßtem 
Gefängniß; 

3) oder unter Polizeiaufſicht ſteht / 

4) oder wegen gewohnheitsmäßiger Arbeitsſcheu, Bettelei, Landſtreicherei 
Trunkſucht bit beugt iſt. h f Ne NE 

Die Behörde muß innerhalb vierzehn Tagen dem Nachſuchenden auer 


* 
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den Legitimationsſchein ertheilen oder unter Angabe des geſetzlichen Hinderungs⸗ 
grundes ſchriftlich verſagen. Gegen die Verſagung ſteht der Rekurs zu. Wegen 
des Verfahrens und der Behörden gelten die Vorſchriften der $$. 20. und 21. 
Ausländern kann der Gewerbebetrieb im Umherziehen geſtattet werden. 
Der Bundesrath iſt befugt, die deshalb nöthigen Beſtimmungen zu treffen. 


$. 58. 
Die Ertheilung des Legitimationsſcheins erfolgt: 
1) für den Aufkauf und Verkauf ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe der Jagd 
und des Fiſchfanges, 


2) für den Verkauf ſelbſtverfertigter Waaren, welche zu den Gegenſtänden 
des Wochenmarktverkehrs gehören, und für das nach Landesgebrauch 
hergebrachte Anbieten gewerblicher Leiſtungen innerhalb der von der 
Polizeibehörde näher zu beſtimmenden Umgegend des Wohnortes 


durch die Unterbehörde, welche für den Ort, wo der Gewerbetreibende ſeinen 
Wohnſitz hat, zuſtändig iſt, 

für alle anderen Arten des Gewerbebetriebes im Umherziehen durch die 
höhere Verwaltungsbehörde. 


In den Fällen, für welche die Geſetze die Ausſtellung eines Gewerbe⸗ 
ſcheines nothwendig machen, kann dieſer auch zugleich den Legitimationsſchein 
erſetzen. x 8. 59 


Wer auf den Straßen oder ſonſt im Umherziehen oder an einem Orte 
vorübergehend und ohne Begründung eines ſtehenden Gewerbes öffentlich Mufik 
aufführen, Schauſtellungen, theatraliſche Vorſtellungen oder ſonſtige Luſtbarkeiten 
öffentlich darbieten will, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſen⸗ 
ſchaft dabei obwaltet, bedarf, außer den übrigen Erforderniſſen, der vorhergehen⸗ 
den anne durch die Behörde des Ortes, an welchem die Leiſtung beabſich⸗ 
tigt wird. 

5 Die Ertheilung von Legitimationsſcheinen für dieſe Gewerbe wird verſagt, 
ſobald der, den Verhältniſſen des Verwaltungsbezirkes der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde entſprechenden Anzahl von Perſonen Legitimationsſcheine ertheilt ſind. 

Umherziehenden Schauſpieler⸗Geſellſchaften wird der Legitimationsſchein 
nur dann ertheilt, wenn der Unternehmer die im $. 32. vorgeſchriebene Erlaub⸗ 


niß befikt. 
$. 60. 


Der Legitimationsſchein enthält das Signalement des Inhabers und die 
nähere Bezeichnung des von demſelben beabfichtigten Gewerbebetriebes. Er ift 
nur für das Kalenderjahr gültig. Seine Erneuerung darf nicht verſagt werden, 
jo lange die im $. 57. bezeichneten Erforderniſſe vorhanden find. 

Der Legitimationsſchein für den Betrieb der im $. 59. bezeichneten Ge⸗ 
werbe gewährt die Befugniß zum Gewerbebetriebe in einem anderen, als dem 
Bezirke derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, welche ihn ausgeſtellt hat, nur 
dann, wenn er auf den anderen Bezirk von der höheren e 

es 


® 
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des letzteren ausgedehnt iſt. Dieſe Ausdehnung wird verſagt, ſobald für die, den 
Verhältniſſen des Bezirkes entſprechende Anzahl von Perſonen Legitimationsſcheine 
bereits ausgeſtellt oder ausgedehnt ſind. 


. 

Der Inhaber des Legitimationsſcheins iſt verpflichtet, dieſen während der 
thatſächlichen Ausübung des Gewerbebetriebes bei ſich zu führen, auf Erfordern 
der zuſtändigen Behörde vorzuzeigen und ſofern er 1 nicht im Stande iſt, 
sel Geheiß der Behörde den Betrieb bis zur Abhülfe des Mangels einzu⸗ 

ellen. 


$. 62. N 

Der Gewerbebetrieb im Peg darf nicht durch Stellvertreter aus⸗ 
geübt werden. Ausgenommen hiervon ſind der Verkauf der im F. 58. bezeich⸗ 
neten . ſofern er innerhalb der von der Polizeibehörde näher zu 
beſtimmenden Umgegend des Wohnortes erfolgt, und der ebendaſelbſt unter 2. 
bezeichnete Gewerbebetrieb. 

Die Mitführung von Begleitern, ſei es zur Beförderung der Waaren, 
zur Wartung des Geſpannes oder zu anderen Zwecken, bedarf der in dem Legiti⸗ 
mationsſcheine auszudrückenden Genehmigung derjenigen Behörde, welche den 
Schein ertheilt hat, oder in deren Bezirk ſich der Nachfucher befindet. Dieſe 
Genehmigung darf nur unter den Vorausſetzungen und Formen verſagt werden, 
welche F. 57. für die Verſagung des Legitimationsſcheins gegenüber dem Unter- 
nehmer vorſchreibt. Für Kinder unter vierzehn Jahren wird dieſe Genehmigung 
nicht ertheilt. 

a F. 63. 

Der Geſetzgebung jedes Bundesſtaates bleibt vorbehalten, für das Gebiet 
des letzteren den Verkauf oder Aufkauf im Umherziehen von näher zu bezeich⸗ 
nenden Gegenſtänden des gemeinen Verbrauches von den beſchränkenden Vor⸗ 
ſchriften dieſes Titels auszunehmen. 


Titel IV. 
Marktverkehr. 


$. 64. 


Der Beſuch der Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärkte, ſowie der Kauf und 
Verkauf auf denſelben ſteht einem Jeden mit gleichen Befugniſſen frei. 

Wo jedoch nach der bisherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerkerwaaren, 
welche nicht zu den im $. 66. bezeichneten Gegenſtänden gehören, mir von Be⸗ 
wohnern des Marktortes auf dem Wochenmarkte verkauft werden durften, kann 
die höhere Verwaltungsbehörde, auf 3 der Gemeindebehörde, den einhei⸗ 
miſchen Verkäufern die Fortfegung des herkömmlichen Wochenmarktverkehrs mit 
jenen Handwerkerwaaren geſtatten, ohne auswärtige Verkäufer derſelben Waaren 
auf dem Wochenmarkte zuzulaſſen. 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1869. 43 Be⸗ 


— 262 — 


Beſchränkungen des Marktverkehrs der Ausländer als Erwiderung der 

im Auslande gegen Bundesangehörige angeordneten Beſchränkungen bleiben dem 
Bundesrathe vorbehalten. 8 
$. 65. 

Die Zahl, Zeit und Dauer der Meſſen, Jahr- und Wochenmärkte wird 
von der zuſtändigen Verwaltungsbehöoͤrde feſtgeſetzt. 

Dem Marktberechtigten ſteht gegen eine ſolche Anordnung kein Widerſpruch 
zu, ein Entſchädigungsanſpruch gebührt demſelben nur dann, wenn durch die 
Anordnung die Zahl der bis dahin abgehaltenen Märkte vermindert wird, und 
eine größere Zahl ausdrücklich und unwiderruflich verliehen war. Gemeinden, 
welche einen Entſchädigungsanſpruch geltend machen wollen, müſſen außerdem 
nachweiſen, daß ihr Recht auf einen ſpeziellen läſtigen Titel ſich gründet. 

$. 66. 

Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs ſind: 

1) rohe Naturerzeugniſſe mit Ausſchluß des größeren Viehs; 

2) Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land⸗ und Forſtwirthſchaft, dem 
Garten- und Obſtbau oder der Fiſcherei in unmittelbarer Verbindung 
ſteht, oder zu den Nebenbeſchäftigungen der Landleute der Gegend ge⸗ 
hört, oder durch Tagelöhnerarbeit bewirkt wird, mit Ausſchluß der gei⸗ 
ſtigen Getränke; 

3) friſche Lebensmittel aller Art. 


Die zuſtändige Verwaltungsbehörde iſt auf Antrag der Gemeindebehörde 
befugt, zu beſtimmen, welche Gegenſtände außerdem nach Ortsgewohnheit und 
Bedürfniß in ihrem Bezirk überhaupt, oder an gewiſſen Orten zu den Wochen⸗ 
markts⸗Artikeln gehören. 

$. 67. 

Auf Jahrmärkten dürfen außer den im $. 66. benannten Gegenſtänden 
Verzehrungsgegenſtände und Fabrikate aller Art feilgehalten werden. 

Zum Verkauf von geiſtigen Getränken zum Genuß auf der Stelle bedarf 
es jedoch der Genehmigung der Ortspolizei⸗Behörde. 


$. 68. 

Der Marktverkehr darf in keinem Falle mit anderen als ſolchen Abgaben 
belaſtet werden, welche eine Vergütung für den überlaſſenen Raum und den 
Gebrauch von Buden und Geräthſchaften bilden. In den Beſtimmungen dar⸗ 
über, ob und in welchem Umfange Abgaben dieſer Art erhoben werden dürfen, 
wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts geändert. Ein Unterſchied zwiſchen Ein⸗ 
heimiſchen und Fremden bezüglich der Zahlung der Abgaben darf nicht ſtattfinden. 


$. 69. 
9 den Grenzen der Beſtimmungen der $$. 65. bis 68. kann die Orts⸗ 
polizei⸗ 


ehörde, im Einverſtändniß mit der Gemeindebehörde, die Marktordnung 
nach dem örtlichen Bedürfniß feſtſetzen, namentlich auch für das Feilbieten von 


gleich⸗ 


3 


gleichartigen Gegenſtänden den Platz, und für das Feilbieten im Umhertragen, 
mit oder ohne Ausruf, die Tageszeit und die Gattung der Waaren beſtimmen. 


5 $. 70. 


In Betreff der Märkte, welche bei beſonderen Gelegenheiten oder für be⸗ 
ſtimmte Gattungen von Gegenſtänden gehalten werden, bewendet es bei den 
beſtehenden Anordnungen. a 

Erdceiterungen dieſes Marktverkehrs können von der zuſtändigen Behörde 
mit Zuſtimmung der Gemeindebehörde angeordnet werden. 


$. 71. 


Beſchränkungen des Verkehrs mit den zu Meſſen und Märkten gebrachten, 
aber unverkauft gebliebenen Gegenſtänden werden hierdurch aalfgchoben Der 
Einzelverkauf ſolcher Gegenſtände außer der Marktzeit iſt jedoch nur unter den⸗ 
ſelben Bedingungen zuläſſig, unter welchen derſelbe ſtatthaft ſein würde, wenn 
die Gegenſtände nicht auf den Markt gebracht wären. 


Titel V. 
Taxen. 


F. 72. 


Polizeiliche Taxen ſollen, ſoweit nicht ein Anderes nachſtehend angeordnet 
worden, künftig nicht vorgeſchrieben werden; da, wo ſie gegenwärtig beſtehen, 
find ‚fie in einer von der Ortspolizei⸗Behörde zu beſtimmenden, höchſtens ein⸗ 
jährigen Friſt aufzuheben. 


$. 73. 


Die Bäder und die Verkäufer von Backwaaren können durch die Orts⸗ 
polizei⸗Behörde angehalten werden, die Preiſe und das Gewicht ihrer verſchiedenen 
Backwaaren für gewiſſe von derſelben zu beſtimmende Zeiträume durch einen 
2 Außen ſichtbaren Anſchlag am Verkaufslokale zur Kenntniß des Publikums 

ringen. 

„ Dieſer Anſchlag ift koſtenfrei mit dem polizeilichen Stempel zu verſehen und 
täglich während der Verkaufszeit auszuhängen. 


F. 74. 


„Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach den von den Bäckern und 
Verkäufern an ihren Verkaufslokalen angeſchlagenen Preiſen erlaubt iſt, kann 
die Ortspolizei⸗Behörde die Bäcker und Verkäufer zugleich anhalten, im Verkaufs⸗ 
lokale eine Waage mit den erforderlichen geeichten Gewichten aufzustellen und 
die Benutzung derſelben zum Nachwiegen der verkauften Backwaaren zu ge⸗ 


ſtatten. 
43° $. 75. 


— 264 — 


$. 75. 


Die Gaſtwirthe können durch die Ortspolizei⸗Behörde angehalten werden, 
das Verzeichniß der von ihnen geſtellten Preiſe einzureichen und in den Gaſt⸗ 
zimmern anzuſchlagen. Dieſe Preiſe dürfen zwar jederzeit abgeändert werden, 
bleiben aber ſo lange in Kraft, bis die Abänderung der Polizeibehörde angezeigt, 
und das abgeänderte Verzeichniß in den Gaſtzimmern angeſchlagen iſt. Auf 
Beſchwerden Reiſender wegen Ueberſchreitung der verzeichneten Preiſe ſteht der 
Ortspolizei⸗Behörde eine vorläufige Entſcheidung vorbehaltlich des Rechts⸗ 
weges zu. 


F. 76. 


Die Ortspolizei⸗Behörde iſt in Uebereinſtimmung mit der Gemeinde⸗ 
behörde befugt, für Lohnbediente und andere Perſonen, welche auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen oder in Wirthshäuſern ihre Dienſte anbieten ($. 37.), ſo⸗ 
wie für die Benutzung von Wagen, Pferden, Sänften, Gondeln und anderen 
Transportmitteln, welche öffentlich zum Gebrauch aufgeſtellt find, Tapen feſt⸗ 
zuſetzen. 

§. 77 


Ebenſo können für Schornſteinfeger, wenn ihnen Bezirke ausſchließlich zu⸗ 
geraten find, von der Ortspolizei⸗Behörde, im Einverſtändniß mit der Gemeinde⸗ 
ehörde, oder, wenn der zugewieſene Bezirk mehr als eine Ortſchaft umfaßt, von 
der unteren Verwaltungsbehörde Taxen aufgeſtellt werden. 


$. 78. 


inſichtlich der Taxen für ſolche gewerbtreibende Perſonen, welche nach 
den an im F. 36. von den Behörden zu beeidigen und anzuftellen 
find, wird durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Die nach $. 36. zu⸗ 
ſtändigen Behörden ſind befugt, für dieſe Perſonen auch da Taxen einzuführen, 
wo dergleichen bisher nicht beſtanden. 


$. 79. 


Die in den $$. 73. bis 78. genannten Gewerbetreibenden find berechtigt, 
die feſtgeſtellten Preiſe und Taxen zu ermäßigen. 


$. 80. 


Die Tagen für die Apotheker können durch die Centralbehörden feſtgeſetzt 
werden, Ermäßigungen derſelben durch freie Vereinbarungen ſind jedoch ai 

Die Bezahlung der approbirten Aerzte u. ſ. w. (J. 29. Abſatz 1.) bleibt 
der Vereinbarung überlaſſen. Als Norm für ſtreitige Fälle im er einer 
Vereinbarung können jedoch für diefelben Taxen von den Centralbehörden feſt⸗ 
geſetzt werden. 


Titel 
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Titel VI. 
Innungen von Gewerbetreibenden. 
J. Beſtehende Innungen. 


$. 81 


Alle zur Zeit geſetzlich beſtehenden Korporationen von Gewerbetreibenden 
(Innungen, Zünfte) dauern fort. Ihre Statuten (Innungsartikel, Zunftartikel) 
bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes oder nach 
Maaßgabe der 8 


eſtimmung im $. 92. abgeändert werden. 


$. 82. 

Jedes Mitglied einer Innung kann jederzeit, vorbehaltlich der Erfüllung 
ſeiner Verpflichtungen, ausſcheiden und darf das Gewerbe nach dem Austritt 
fortſetzen. Der Ausgeſchiedene verliert alle Anſprüche an das Zunftvermögen 


und die durch daſſelbe ganz oder theilweiſe fundirten Nebenkaſſen, ſoweit die 
Statuten nicht ein Anderes beſtimmen. 


$. 83. 


Von dem Eintritt in eine Innung können diejenigen ausgeſchloſſen 
werden: 


1) welche die bürgerliche Ehre verloren haben, 
2) welchen die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit unter- 
ſagt iſt, 
3) welche ſich im Konkurs befinden. 
5 

- Vorbehaltlich der vorſtehenden Beſtimmung ($. 83.) darf der Eintritt in 
eine Innung Keinem verſagt werden, welcher die in dem Statute vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllt pr 8 

Bedarf es zu dieſem Zwecke der Ablegung einer Prüfung, ſo iſt dieſelbe 
auf den Nachweis der Befähigung zur ſelbſtſtändigen Ausführung der gewöhn⸗ 
lichen Arbeiten des Gewerbes zu richten. Die deshalb zu löſenden Aufgaben, 
ſowie der zur Beſtreitung der Präfungstoſten von dem zu Prüfenden zu zah⸗ 
100 tat werden von der Innung beſtimmt. Bevorzugungen ſind dabei 
nicht ſtatthaft. 

„Die Prüfungszeugniſſe der für einzelne Gewerbe angeordneten beſonderen 

Sai und der bisher zur Abnahme von Prüfungen befugt geweſenen 

ommiſſionen ſind ein genügender Nachweis der Befähigung zum Betriebe der 
Gewerbe, über welche ſie ausgeſtellt ſind. 

Die Ablegung einer Prüfung kann von denjenigen nicht gefordert wer⸗ 
den, welche das betreffende Gewerbe mindeſtens ſeit Einem Jahre ſelbſtſtändig 
ausüben. 5. 85 

. 8, 
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$. 85. 


Die bei der Aufnahme in eine Innung zu entrichtenden Antrittsgelder 
müſſen für alle Genoſſen der Innungen gleich ſein. Wo ſie mehr als fünf 
Thaler betragen, bedarf es zu ihrer Erhöhung der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. Dieſe Genehmigung iſt auch dann erforderlich, wenn 
Antrittsgelder, welche den Betrag von fünf Thalern nicht überſteigen, über die⸗ 
ſen Betrag erhöht werden ſollen. ; 

Der Beitritt zu einer Innung ſchließt die Befugniß nicht aus, an anderen 
Innungen Theil zu nehmen. 

$. 86. 
Durch Beſchluß der Innung kann von Ausübung des Stimmrechts, ſowie 


der Ehrenrechte innerhalb der Innung, derjenige ausgeſchloſſen werden, welcher 
in einem der in §. 83. unter 1. 2. 3. bezeichneten Verhältniſſe ſich befindet. 


$. 87. 


Wird nach dem Tode eines Innungsgenoſſen deſſen Gewerbe durch einen 
Stellvertreter für Rechnung der Wittwe oder minderjährigen Erben fortgeſetzt, 
ſo gehen die Befugniſſe und Obliegenheiten des Verſtorbenen, mit Ausnahme 
des Stimmrechts in der Innungsverſammlung, auf die Wittwe für die Dauer 
des Wittwenſtandes, beziehungsweiſe auf die minderjährigen Erben für die Dauer 
der Minderjährigkeit, über. 

§. 88. 

Die Innung wird bei gerichtlichen wie bei außergerichtlichen Verhand⸗ 
lungen durch ihren Vorſtand vertreten. g 

Die Legitimation deſſelben wird durch eine amtliche Beſcheinigung der 
Gemeindebehörde über ſeine Eigenſchaft als ſolcher geführt. f 

Die Befugniß zur Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Gefchäfte 
und „ für welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht er⸗ 
orderlich iſt. 

b Soweit in dem Statut (Innungsartikeln, Zunftartikeln) einem Mitgliede 
oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung der Innung nach Außen 
übertragen iſt, behalt es hierbei ſein Bewenden. 


F. 89. 

Verträge der Innung über die Erwerbung, Veräußerung oder 1 
dung unbeweglicher Sachen und über Darlehen, für welche das unbewegliche 
Vermögen der Innung oder die Nutzungen deſſelben auf länger als Ein Fahr 
haften ſollen, bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Genehmigung der Gemeinde⸗ 
behörde. Dieſelbe darf jedoch nicht verſagt werden, wenn nachgewieſen wird, 
daß die Erfüllung aller beſtehenden Verpflichtungen der Innung, ſowie der für 
den Fall der Auflöſung durch $. 94. getroffenen Vorſchriften geſichert bleibt. 

F. 90. 

Zahlungen aus den Einnahmen oder dem Vermögen der Innung an Ge⸗ 

noſſen 


U 
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noſſen derſelben dürfen nur inſoweit geleiftet werden, als fie auf ausdrücklichen 
Vorſchriften des Statuts beruhen. Für Zehrung dürfen ſolche Zahlungen nie⸗ 
mals geleiſtet werden. 


§. 91. 
Die exekutiviſche Beitreibung der Innungsbeiträge und der von Innungs⸗ 
genoffen wegen Verletzung ſtatutariſcher Vorſchriften verwirkten Geldſtrafen im 
Verwaltungswege findet ferner nicht ſtatt. 


6. 92. 


Abänderungen des Statuts können in einer Verſammlung der Innung, zu 
welcher ſämmtliche ſtimmberechtigte Genoſſen unter ausdrücklicher Bezeichnung 
des Gegenſtandes der Berathung ſchriftlich eingeladen find, durch abſolute Mehr⸗ 
heit der Anweſenden beſchloſſen werden. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde, wenn er Zahlungen aus den Einnahmen oder 
dem Vermögen der Innung an Genoſſen derſelben oder andere Verfügungen 
über das Innungs vermögen zum Gegenſtande hat. Dieſe Genehmigung darf 
jedoch nicht verſagt werden, wenn nachgewieſen wird, daß die Erfüllung aller 
beſtehenden Verpflichtungen der Innung) ſowie der für den Fall der Auflöſung 
durch §. 94. getroffenen Vorſchriften geſichert bleibt. 


9 93. 
. Ihre Auflöſung kann die Innung in einer Verſammlung, zu welcher 
ſämmtliche ſtimmberechtigte Genoffen unter ausdrücklicher Bezeichnung des 
Gegenſtandes der Berathung ſchriftlich eingeladen ſind, durch abſolute Mehrheit 
der Anweſenden beſchließen. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. Dieſe Genehmigung wird ertheilt, wenn die Berichtigung 
der Schulden und die Erfüllung der Vorſchriften des F. 94. ſichergeſtellt iſt. 


8. 94. 


l Löſt eine Innung ſich auf, fo muß ihr Vermögen zuvörderſt zur Berichtigung 
ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer ſonſtigen Verpflichtungen verwendet 
werden. War daſſelbe bisher ganz oder theilweiſe zur Fundirung von Unter- 
richtsanſtalten oder zu anderen öffentlichen Zwecken beſtimmt, ſo darf daſſelbe 
dieſer Beſtimmung nicht entzogen werden. Wird dafür nicht in anderer genügender 
Weiſe Sorge getragen, fo fällt das betreffende Vermögen der Gemeinde gegen 
Uebernahme der darauf laſtenden Verpflichtungen zu. 

Eine Vertheilung des hiernach verbleibenden Reinvermögens unter die 
zeitigen Mitglieder kann die Innung bei ihrer Auflöſung nur ſoweit beſchließen, 
als daſſelbe aus Beiträgen dieſer Mitglieder entſtanden iſt. 

Der Reſt des Vermögens wird, 9 85 in dem Statute oder in den Landes⸗ 
geſetzen nicht ein Anderes ausdrücklich beſtimmt ift, der Gemeinde, in welcher die 
5 Innung ihren Sitz hatte, zur Benutzung für gewerbliche Zwecke über⸗ 
wieſen. 0 
Entſtehen aus den vorſtehenden Beſtimmungen Differenzen wwiſhen 155 
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Ortsgemeinde und der Innung, ſo ſteht die Entſcheidung darüber der höheren 
Verwaltungsbehörde zu. 

Letzterer ſteht auch die Befugniß zu, den bisher mit der Innung verbunden 
geweſenen Unterrichtsanſtalten, Hülſstaſſen oder anderen Inſtituten zu öffentlichen 
Zwecken nach der Auflöſung der Innung Korporationsrechte zu ertheilen. 

Die vorſtehenden Vorfchriften kommen auch im Falle des Erlöſchens einer 
Innung durch Ausſterben ihrer Mitglieder zur Anwendung. 


$. 95. 


Die Gemeindebehörde übt die Aufſicht über die Innungen aus. Sie ent⸗ 

ſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung von e über 
die Wahl der Vorſtände und über die Rechte und Pflichten der letzteren. Gegen ihre 
Entſcheidung ſteht der Rekurs an die höhere Verwaltungsbehörde offen, welcher 
ne ni präkluſiviſchen Friſt von vier Wochen bei der Gemeindebehörde an- 
ubringen iſt. 
; e e in welchen über Abänderungen des Statuts oder 
über die Auflöſung der Innung Beſchluß gefaßt werden ſoll, wohnt die Gemeinde⸗ 
behörde durch eines ihrer Mitglieder oder einen Beauftragten bei. An anderen 
Berathungen der Innung nimmt ſie nicht Theil. Die Beſtätigung der Wahl 
der Vorſtände ſteht ihr fortan nicht zu. 


$. 96. 

Alle Beſtimmungen der Geſetze oder der Statuten (Innungsartikel, Zunft⸗ 
artikel), durch welche der Gemeindebehörde in Angelegenheiten der Innungen 
Er Befugniſſe beigelegt find, als durch gegenmwärtiges Geſetz, treten außer 

raft. 
II. Neue Innungen. 


$. 97. 
Diejenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, 
können zu einer Innung e 
eue Innungen erlangen durch die Beſtätigung ihrer Statuten die Rechte 
einer Korporation. g 
$. 98. 
Der Zweck der neu zu gründenden Innungen beſteht in der Förderung der 
gemeinſamen gewerblichen Intereſſen 
$. 99. 
Die Genehmigung der Innungsſtatuten ſteht den höheren Verwaltungs- 
behörden zu. 
$. 100. 


In dem Statute find die Bedingungen der Aufnahme in die Innung, die 
Rechte und Pflichten der Mitglieder, der Maaßſtab, nach welchem laufende Bei⸗ 
träge der Innungsgenoſſen auszuſchreiben ſind, und die beſonderen Folgen, welche 

an 
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an die unterlaſſene Zahlung derſelben ſich knüpfen, die Art der Zuſammenſetzung 
des Vorſtandes, imgleichen die Einrichtungen für die Verwaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſetzen. 
$. 101. 
Jede Innung muß einen Vorſtand haben, deſſen Mitglieder von den In⸗ 
nungsgenoſſen zu wählen ſind. 
$. 102. 
„Die Höhe und die Verwendung der Beiträge, ſowie die Verwaltung des 
Etats-, Kafßen⸗ und Rechnungsweſens, wird durch Beſchlüſſe der Innung 
geordnet. 
F. 103. 


Die Beſtimmungen in den $$. 82—96. finden auch auf neue Innungen 
Anwendung. 


$. 104. 


Korporationen von Kaufleuten, welchen ausſchließliche Gewerbsbefugniſſe 
nicht zugeſtanden haben, unterliegen nicht den Vorſchriften dieſes Titels. 


Titel VII. 
Gewerbegehuͤlfen, Geſellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter. 
J. Verhältniſſe der Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge. 
1. Im Allgemeinen. 


f N $. 105. 
Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelbſtſtändigen Gewerbetrei⸗ 
1 ihren Geſellen, Gehilfen und Lehrlingen iſt Gegenſtand freier Ueber⸗ 
nft. 
Zum Arbeiten an Sonn- und Feſttagen ift, vorbehaltlich der anderweitigen 
Vereinbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 


$. 106. 

Die nach den Landesgeſetzen zuſtändige Behörde hat darauf zu achten, daß 
bei Beſchäftigung der Labeling gebührende Rückſicht 15 Geſundheit und Sitt⸗ 
lichkeit genommen und denjenigen Lehrlingen, welche des Schul- und Religions- 
Unterrichts noch bedürfen, Zeit dazu gelaſſen werde. 

Durch Ortsſtatut (§. 142.) können Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge, 
fofern fie das 1 85 nte Lebensjahr nicht überſchritten haben, oder einzelne Klaſſen 
derſelben, zum Beſuche einer Fortbildungsſchule des Ortes, Arbeits⸗ und Lehr⸗ 
Dee aber zur Gewährung der, für dieſen Beſuch erforderlichen Zeit verpflichtet 
werden. 

Bundes -Geſeßbl. 1869. 44 $. 107. 
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$. 107. 

Jeder Gewerbe-Unternehmer ift verbunden, auf feine Koſten alle diejenigen 
Einrichtungen herzuſtellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die be⸗ 
ſondere Beſchaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebsſtätte zu thunlichſter 
Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Geſundheit nothwendig ſind. 


$. 108. 


Streitigkeiten der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, Ge⸗ 
hülfen oder Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhebung 
des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, auf die gegenſeitigen Leiſtungen während der 
Dauer deſſelben oder auf die Ertheilung oder den Inhalt der in den $$. 113. 
und 124. erwähnten Zeugniſſe beziehen, ſind, ſoweit für dieſe Angelegenheiten 
beſondere Behörden beſtehen, bei dieſen zur Entſcheidung zu bringen. 

Inſoweit ſolche beſondere Behörden nicht beſtehen, erfolgt die Entſchei⸗ 
dung durch die Gemeindebehörde. 

Gegen die Entſcheidung der Gemeindebehörde ſteht den Betheiligten eine 
Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen präkluſiviſcher Friſt offen; die 
. Vollſtreckung wird aber hierdurch nicht aufgehalten. 

urch Ortsſtatut (§. 142.) können an Stelle der gegenwärtig hierfür be⸗ 
ſtimmten Behörden Schiedsgerichte mit der Entſcheidung betraut werden. Die⸗ 
ſelben find durch die Gemeindebehörde unter gleichmäßiger Zuziehung von Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern zu bilden. 


2. Insbeſondere: a. der Geſellen und Gehülfen. 


$. 109. 
Die Gefellen und Gehülfen find verpflichtet, den Anordnungen der Arbeit⸗ 
De“ in Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen 
inrichtungen Folge zu leiften; zu häuslichen Arbeiten find fie nicht verbunden. 


$. 110. 


Das Verhältniß zwifchen dem Arbeitgeber und den Gefellen oder Gehülfen 
kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, durch eine, jedem Theile freiſtehende, 
vierzehn Tage vorher erklärte Aufkündigung aufgelöſt werden. 


F. 111. 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen 1 und ohne vorhergegangene 
Aufkündigung können Geſellen und Gehülfen entlaſſen werden: 
1) wenn ſie eines Diebſtahls, einer Veruntreuung oder eines liederlichen 
Lebenswandels ſich ſchuldig machen; 
2) wenn ſie den in Gemäßheit des Arbeitsvertrages ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen beharrlich verweigern; 
3) wenn ſie, der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorſichtig 
umgeben; 
4) wenn 
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4) wenn ſie ſich e oder grobe Ehrverletzungen gegen den Arbeit⸗ 

geber oder die Mitglieder feiner Familie zu Schulden kommen laffen; 

5) wenn ſie mit den Mitgliedern der Familie des Arbeitgebers verdächtigen 
Umgang pflegen, oder Mitarbeiter zu Handlungen verleiten, welche wider 
die Geſetze oder wider die guten Sitten verftoßen; 

6) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig geworden, oder mit einer 
abſchreckenden Krankheit behaftet ſind. 


Inwiefern in den zu 6. gedachten Fällen dem Entlaffenen ein Anſpruch auf 
Entſchädigung zuſtehe, iſt nach dem Inhalt des Vertrages und nach den all— 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 


$. 112. 


Die Geſellen und Gehülfen können die Arbeit vor Ablauf der vertrags- 
mäßigen Zeit und ohne vorhergegangene Aufkündigung verlaſſen: 

1) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden; 

2) wenn der Arbeitgeber ſich Thätlichkeiten oder grobe Ehrverletzungen gegen 
fie oder Mitglieder ihrer Familie zu Schulden kommen läßt; 

3) wenn er oder deſſen Angehörige, fie oder ihre Angehörigen zu Hand- 
. verleiten, welche wider die Geſetze oder wider die guten Sitten 
aufen 

A) wenn er ihnen nicht den ſchuldigen Lohn in der bedungenen Weiſe aus⸗ 
zahlt, bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beſchäfkigung ſorgt, oder 
wenn er ſich widerrechtlicher Uebervortheilungen gegen fie ſchuldig macht; 

5) wenn bei Fortſetzung der Arbeit ihr Leben oder ihre Geſundheit einer 
erweislichen Gefahr ausgeſetzt ſein würde, welche bei Eingehung des 
Arbeitsvertrages nicht zu erkennen war. 


5. 113. 


Beim Abgange können die Geſellen und Gehülfen ein Zeugniß über die Art 
und Dauer ihrer Beſchäftigung fordern, welches auf Antrag der Betheiligten 
und, wenn gegen den Inhalt ſich nichts zu erinnern findet, von der Gemeinde⸗ 
behörde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. Dieſes Zeugniß iſt auf 
Verlan en der Geſellen und Gehülfen auch auf ihre Führung auszudehnen. 
Eu ie geſetzliche Verpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchern ift auf⸗ 


$. 114. 


Geſellen und Gehülfen ſind in der Wahl ihrer Meiſter oder Arbeitgeber 
hee 
ine Verpflichtung zum Wandern findet nicht ſtatt. Auf Unterſtützung 
50 5 75 der Geneihöhofen haben wandernde Selen und Gehülfen feinen 
nſpruch. 
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b. der Lehrlinge. 


§. 115. 

Als Lehrling iſt jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Er⸗ 
lernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterſchied, ob die Erlernung gegen 
aal d 5 9 unentgeltliche Hülfsleiſtung jtattfindet, oder ob für die Arbeit Lohn 
gezahlt wird. 

Auf Lehrlinge über 18 Jahre finden die Beſtimmungen der $$. 106. 116. 
117. und 119. keine Anwendung. 


$. 116. 

Von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſind ausgeſchloſſen diejenigen, 
welchen wegen anderer, als politiſcher Verbrechen oder 0 der Vollgenuß 
der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzogen iſt, für die Zeit der Entziehung, ſofern ſie 
nicht in dieſe Rechte wieder eingeſetzt oder welche wegen Diebſtahls oder Betruges 
rechtskräftig verurtheilt worden ſind. 


$. 117. 


Ein Gewerbetreibender, welcher von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, 
en ift, darf auch die bereits angenommenen Lehrlinge nicht ferner 
eibehalten. 

Die Entlaſſung unbefugt angenommener oder beibehaltener Lehrlinge kann 
im Wege der polizeilichen Exekution erzwungen werden. 


$. 118. f 
Der Lehrherr muß ſich angelegen ſein laſſen, den Lehrling durch Beſchäfti⸗ 
gung und Anweiſung zum tüchtigen Geſellen auszubilden. Er darf dem Lehr⸗ 
linge die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen 
Dienſtleiſtungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß bemüht ſein, den Lehrling 
zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern und Aus⸗ 
ſchweifungen zu bewahren. 


$. 119. 

Der Lehrling ift der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen und in 

Abweſenheit des Lehrherrn auch dem denſelben vertretenden Geſellen oder Ge- 
hülfen zur Folgſamkeit verpflichtet. 


F. 120. 


Das Lehrverhältniß kann in den Fällen, welche im $. 111. bezeichnet 
find, von dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind für 
einen ſolchen Fall keine beſonderen Verabredungen getroffen, ſo iſt das Lehrgeld 
ſtets für die bereits abgelaufene Zeit zu entrichten. Daneben ebührt, wenn der 
Lehrling in den Fällen des $. 111. Nr. 1. bis 5. zu feiner ntlaſſung Veran⸗ 
laſſung gegeben hat, dem Lehrherrn als Entſchädigung das weiterlaufende Lehr⸗ 
geld bis zu einem halbjährigen Betrage. 9.12 

1215 


— 273 — 


F. 121. 


Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältniß vor Ablauf der 
Lehrzeit aufgehoben werden, wenn der Lehrherr die ihm nach $. 118. obliegenden 
5 er gröblich vernachläſſigt oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht. 

Fällt die Entſcheidung hierüber gegen den Lehrherrn aus ($. 108.), fo 
kann derſelbe zur Erſtattung der durch die anderweitige Unterbringung des Lehr⸗ 
lings entſtehenden Mehrkoſten im Rechtswege angehalten werden. 

Letzteres gilt auch von dem Falle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, 
Lehrlinge zu halten, entzogen wird (F. 117.). 

§. 122. 5 

Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältniß vor Ablauf der 
Lehrzeit aufgehoben werden, wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder 
zu einem anderen Berufe übergeht. Dem Lehrherrn iſt in dieſem Falle, wenn 


nicht ein Anderes verabredet worden, das weiterlaufende Lehrgeld noch bis zu 
einem halbjährigen Betrage zu zahlen. 


$. 123. 
Pe Bee den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der Lehrvertrag auf- 
ehoben. 
Auf den Antrag des einen oder des anderen Theiles iſt der Lehrvertrag 
auch dann aufzuheben, wenn der Lehrherr oder der Lehrling zur Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen unfähig wird. 
5 In beiden Fällen erfolgt, wenn nichts Anderes verabredet iſt, die Aus⸗ 
einanderſetzung hinſichtlich des Lehrgeldes nach Verhältniß des bereits abgelau- 
fenen Theiles der Lehrzeit zur ganzen Dauer derſelben. 


§. 124. 

Bei Auflöſung des Lehrverhältniſſes kann der Lehrling über die Dauer 
der Lehrzeit und die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, 
ſowie über fein Betragen vom Lehrherrn ein Zeugniß fordern, welches, auf An- 
trag der Betheiligten und, wenn gegen den Inhalt ſich nichts zu erinnern findet, 
von der Gemeindebehörde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. 


$. 125. 


Für die A Lehrli ü i bü 
2 — — ufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge dürfen keine Gebühren 
$. 126. 


Die Beſtimmungen der $$. 105. bis 115. und 118. bis 125. finden, je⸗ 
doch ſoviel die Lehrünge bet mit Ausnahme des $. 106. Abſatz 2., auf die 
Gehülfen und Lehrlinge der Apotheker und Kaufleute, ingleichen auf die Werk⸗ 
meiſter in Fabriken, keine Anwendung. Die Verhältniſſe derſelben zu ihren 
Lehrherren und Arbeitgebern ſind fernerhin nach den bisherigen Vorſchriften zu 
beurtheilen. 5 

II. Ver⸗ 


II. Verhältniſſe der Fabrikarbeiter. 


$. 127. 


Die Beſtimmungen der $$. 105. bis 114. finden auch auf Fabrikarbeiter 
Anwendung. 


$. 128. 
Kinder unter zwölf Jahren dürfen in Fabriken zu einer regelmäßigen Be⸗ 
ſchäftigung nicht angenommen werden. 3 

Vor vollendetem vierzehnten Lebensjahre dürfen Kinder in Fabriken nur 
dann beſchäftigt werden, wenn ſie täglich einen mindeſtens dreiſtündigen Schul⸗ 
unterricht in einer von der höheren Verwaltungsbehörde genehmigten Schule 
erhalten. Ihre Beſchäftigung darf ſechs Stunden täglich nicht überſteigen. 

Junge Leute, welche das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, dürfen 
vor vollendetem ſechszehnten Lebensjahre in Fabriken nicht über zehn Stunden 
täglich beſchäftigt werden. Auch für dieſe jugendlichen Arbeiter kann durch die 
Centralbehörde die zuläſſige Arbeitsdauer bis auf ſechs Stunden täglich für den 
Fall eingeſchränkt werden, daß dieſelben nach den beſonderen in einzelnen Theilen 
Br er beſtehenden Schuleinrichtungen noch im ſchulpflichtigen Alter 
ich befinden. 

Die Ortspolizei⸗Behörde iſt befugt, eine Verlängerung dieſer Arbeitszeiten 
um höchſtens eine Stunde und auf höchſtens vier Wochen dann zu geſtatten, 
wenn Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den regelmäßigen Geſchäftsbetrieb in der 
Fabrik unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfniß herbeigeführt haben. 


$. 129. 


Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß den jugendlichen Arbeitern ($. 128.) 
Vor- und Nachmittags eine Pauſe von einer halben Stunde und Mittags eine 
gange Freiſtunde, und zwar jedesmal auch Bewegung in der freien Luft gewährt 
werden. 

Die Arbeitsſtunden dürfen nicht vor 54 Uhr Morgens beginnen und nicht 
über 83 Uhr Abends dauern. 

An Sonn- und Feiertagen, ſowie während der von dem ordentlichen 
Seelſorger für den Katechumenen⸗ und Konfirmanden ⸗Unterricht beſtimmten 
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht beſchäftigt werden. 


$. 130. 

Wer jugendliche Arbeiter in einer Fabrik zu einer regelmäßigen Beſchäf⸗ 
155 annehmen will, hat davon der Ortspolizei⸗Behörde zuvor Anzeige zu 
machen. 

Der Arbeitgeber hat über die von ihm beſchäftigten jugendlichen Arbeiter 
eine Liſte zu führen, welche deren Namen, Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in 
die Fabrik und Entlaſſung aus derſelben enthält, in dem Arbeitslokal auszu⸗ 
hängen und den Polizei- und Schulbehörden auf Verlangen in Abſchrift vorzu⸗ 
legen iſt. Die Anzahl dieſer Arbeiter hat er halbjährlich der Ortspolizei⸗Behörde 
anzuzeigen. 8 181 
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8.131; 

Die Annahme jugendlicher Arbeiter zu einer regelmäßigen Beſchäftigung 
darf nicht erfolgen, bevor der Vater oder Vormund derſelben dem Arbeitgeber 
ein Arbeitsbuch eingehändigt hat. 

Dieſes Arbeitsbuch, welchem die $$. 128 — 133. des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes vorzudrucken ſind, wird auf den Antrag des Vaters oder Vormundes des 
jugendlichen Arbeiters von der Ortspolizei-Behörde ertheilt und enthält: 


1) Namen, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 

2) Namen, Stand und Wohnort des Vaters oder Vormundes, 

3) ein Zeugniß über den bisherigen Schulbeſuch, 

4) eine Rubrik für die beſtehenden Schulverhältniſſe, 

5) eine Rubrik für die Bezeichnung des Eintrittes in die Anſtalt, 
6) eine Rubrik für den Austritt aus derſelben, 

7) eine Rubrik für die Reviſionen. 


Der Arbeitgeber hat dieſes Arbeitsbuch zu verwahren, der Behörde auf 
Verlangen jederzeit vorzulegen und bei Beendigung des Arbeitsverhältniſſes dem 
Vater oder Vormunde des Arbeiters wieder auszuhändigen. 


$. 132. 
Wo die Aufſicht über die Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen 
($$. 128— 133.) cee Beamten Abe 15 ſtehen basel bei Ausübung 
dieſer Aufſicht alle amtlichen Befugniſſe der Ortspolizei⸗Behörden, insbeſondere 
das Recht zur jederzeitigen Nevifion der Fabriken zu. ö 
Die auf Grund der Beſtimmungen der 0 128 — 133. auszuführenden 
amtlichen Reviſionen der gewerblichen Anſtalten find die Beſitzer derſelben ver- 
5 75 u jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, während die Anſtalten im 
triebe ind, zu geſtatten. 
$. 133. 


Sollte durch die Ausführung der Beſtimmungen der $$. 128. und 129. 
bereits beſtehenden gewerblichen Anſtalten die nöthige Arbeitskraft entzogen wer⸗ 
den, ſo iſt die Centralbehörde befugt, auf beſtimmte Zeit, jedoch höchſtens ein 
Jahr, Ausnahmevorſchriften zu erlaſſen. 

. In Betreff der beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits beſchäftigten 
jugendlichen Arbeiter iſt die im F. 130. vorgeſchriebene Anzeige bei der Ortspolizei⸗ 
Behörde binnen vier Wochen zu bewirken. 


$. 134. 


Fabrikinhaber, ſowie alle diejenigen, welche mit Ganz- oder Halbfabrikaten 
Handel treiben, ſind verpflichtet, die Löhne der Arbeiter, welche mit Anfertigung 
der Fabrikate für ſie befchäftigt find, in baarem Gelde auszuzahlen. 

Sie dürfen denſelben keine Waaren kreditiren. 

Dagegen können den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnuzung, 

regel⸗ 
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regelmäßige Beköſtigung, Arzneien und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und 
Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Fabrikaten unter Anrechnung bei der 
Lohnzahlung verabreicht werden. 


F. 135. 

Die Beſtimmungen des $. 134. finden auch Anwendung auf Familien- 
glieder, Gehülfen, Beauftragte, Geſchäftsführer, Aufſeher und Faktoren der dort 
bezeichneten Arbeitgeber, ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchäft eine der 
hier erwähnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt. 


$. 136. 


Unter Arbeitern (§. 134.) werden hier auch diejenigen verſtanden, welche 
außerhalb der Fabrikſtätten für Fabrikinhaber oder für die ihnen gleichgeſtellten 
Perſonen die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganz- oder Halbfabrikate an⸗ 
fertigen, oder ſolche an ſie abſetzen, ohne aus dem Verkaufe dieſer Waaren an 
Konſumenten ein Gewerbe zu machen. 


$. 137. 


Arbeiter, deren Forderungen den Vorſchriften der $$. 134. bis 136. zu. 
wider anders als durch Baarzahlung berichtigt ſind, können zu jeder Zeit die 
Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine 
Einrede aus dem an Zahlungsſtatt Gegebenen ge werden kann. Letzteres 
fällt, ſoweit es noch bei dem Empfänger vorhanden oder dieſer daraus bereichert 
iſt, ber im $. 139. Abſatz 2. gedachten Kaffe zu. 


$. 138. 


Verträge, welche den $$. 134. bis 136. zuwiderlaufen, find nichtig. 

Daſſelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Fabrikinhabern oder ihnen gleich⸗ 
geſtellten Perſonen einerſeits und Arbeitern andererſeits über die Entnehmung 
der Bedürfniſſe dieſer letzteren aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie überhaupt 
über die Verwendung des Verdienſtes derſelben zu einem anderen Zweck, als zur 
Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien (F. 134.). 


$. 139. 


Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern 
kreditirt worden find, können von Fabrikinhabern und von den ihnen gleich- 
geſtellten Perſonen weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt geltend 
gemacht werden, ohne Unterſchied, ob fie zwiſchen den Betheiligten unmittelbar 
entſtanden oder mittelbar erworben ſind. 

Dagegen fallen dergleichen Forderungen der Kranken-, Sterbe⸗, Spar- oder 
ähnlichen Huͤlfskaſſe zu, welche in der Wohnortsgemeinde des betheiligten Arbeiters 
für diejenige Klaſſe von Arbeitern beſteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere 
ſolcher Ratten vorhanden, fo fällt die Forderung allen r gleichen Theilen zu, in 
Ermangelung derartiger Anftalten aber der Ortsarmenkaſſe. 


Titel 
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Titel VIII. 
Gewerbliche Huͤlfskaſſen. 


F. 140. 


Die durch Ortsſtatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete 
Verpflichtung der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden, einer mit einer Innung ver⸗ 
bundenen oder außerhalb derſelben beſtehenden Kranken-, Hülfs⸗ oder Sterbe⸗ 
kaſſe für ſelbſtſtändige Gewerbetreibende beizutreten, wird aufgehoben. Im 
pe a wird in den Verhältniffen dieſer Kaſſen durch gegenwärtiges Geſetz nichts 
geändert. 


Neue Kaſſen der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden für die erwähnten Zwecke 
erhalten durch die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen, ſoweit es zur Erlangung dieſer Rechte einer beſonderen 
ſtaatlichen Genehmigung bedarf. 


b. 141. 


Bis zum Erlaß eines Bundesgeſetzes bleiben die Anordnungen der Landes⸗ 
geſetze über die Kranken⸗, Hülfs⸗ und Sterbekaſſen für Geſellen, Gehülfen und 
Fabrikarbeiter in Kraft. 

Die durch Ortsſtatut oder Anordnung der ee begründete 
Verpflichtung der Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, einer beftimm- 
ten Kranken“, Hülfs⸗ oder Sterbekaſſe beizutreten, wird indeß für diejenigen auf⸗ 
Ken welche nachweiſen, daß fie einer anderen Kranken, Hülfs⸗ oder Sterbe⸗ 
aſſe angehören. 


Titel IX. 
Ortsſtatuten. 


$. 142. 

Ortsſtatuten können die ihnen durch das Geſetz überwieſenen gewerblichen 
Gegenſtände mit verbindlicher Kraft ordnen. Dieſelben werden, nach Anhörung 
betheiligter Gewerbetreibender, auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes abgefaßt. 
Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 


Die Centralbehörde iſt befugt, Ortsſtatuten, welche mit den Geſetzen in 
Widerſpruch ſtehen, außer a ie 155 0 


Bundes - Geſeßbl. 1869. 45 Titel 
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Titel X. 
Strafbeſtimmungen. 


$. 143. 


Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann, abgeſehen von Konzeſſions⸗ 
Entziehungen und den in dieſem Geſetze geſtatteten Unterſagungen des Gewerbe⸗ 
betriebes ($. 15. Abſatz 2. und $. 35.), weder durch richterliche noch adminiſtra⸗ 
tive Entſcheidung entzogen werden. 

Ausnahmen von dieſem Grundſatze, welche durch die Steuergeſetze be» 
ae find, bleiben fo lange aufrecht erhalten, als dieſe Steuergeſetze in Kraft 

eiben. 
ö Ebenſo bewendet es bei den Vorſchriften der Landesgeſetze, welche die Ent⸗ 
ziehung der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines Gewerbes durch richter⸗ 
liches Erkenntniß als Strafe im Falle einer durch die Preſſe begangenen Zu⸗ 
widerhandlung vorſchreiben oder zulaſſen. 

Die Beſtimmungen der Landesgeſetze, nach welchen die Befugniß zur 
Herausgabe von Druckſchriften und zum Vertriebe derſelben innerhalb des Nord⸗ 
deutſchen Bundesgebietes im Verwaltungswege entzogen werden darf, werden 
hierdurch aufgehoben. f 


F. 144. 


„Inwiefern, abgeſehen von den Vorſchriften über die Entziehung des Ge⸗ 
werbebetriebes ($. 143.), Zuwiderhandlungen der Gewerbetreibenden gegen ihre 
Berufspflichten außer den in dieſem Geſetz erwähnten Fällen einer Strafe unter⸗ 
ljegen, iſt nach den darüber beſtehenden Geſetzen zu beurtheilen. 

Jedoch werden aufgehoben die für Medizinalperſonen beſtehenden beſonderen 
Beſtimmungen, welche ihnen unter Androhung von Strafen einen Zwang zu 
ärztlicher Hülfe auferlegen. 


$. 145. 


Für das Mindeſtmaaß der Strafen, das Verhältniß von Geldſtrafe zu Ge⸗ 
fängnißſtrafe, ſowie für die Verjährung des im $. 153. verzeichneten Vergehens, 
find die Beſtimmungen der Landesgeſetze maßgebend. 

Die übrigen in dieſem Titel mit Strafe bedrohten Handlungen verjähren 
binnen drei Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem ſie began⸗ 
gen ſind. 

F. 146. 


Zuwiderhandlungen gegen die $$. 134. bis 136. werden mit einer Geld⸗ 
buße his zu fünfhundert Thalern und im Falle des Unvermögens mit 9 805 
niß⸗ 
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nißmäßiger Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Monaten beſtraft. Im Wiederholungs⸗ 
falle wird die Strafe verdoppelt. 

Die Geldbußen fließen derjenigen Kaſſe zu, welcher die im §. 139. erwähnten 
Forderungen nach den dort ertheilten Vorſchriften zufallen. f 

Jede rechtskräftige Verurtheilung wird auf Koſten des Verurtheilten durch 
das amtliche Organ der höheren Verwaltungsbehörde des Bezirks und andere 
öffentliche Blätter derjenigen Kreiſe, in welchen derſelbe und der betheiligte Arbeiter 
ihren Wohnſitz haben, bekannt gemacht. 


$. 147. 


Mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern und im Unvermögensfalle mit 
verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Wochen wird beſtraft: 


1) wer den ſelbſtſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes, zu deſſen Be⸗ 
inne eine beſondere polizeiliche Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, 
eſtallung) erforderlich iſt, ohne die vorſchriftsmäßige Genehmigung 

unternimmt oder fortſetzt, oder von den in der Genehmigung feſtgeſetzten 
Bedingungen abweicht; 


wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage oder 
Beſchaffenheit der Betriebsſtätte oder des Lokals eine beſondere Geneh⸗ 
migung erforderlich iſt ($$. 16. und 24.), ohne dieſe Genehmigung er⸗ 
richtet, oder die weſentlichen Bedingungen, unter welchen die Genehmigung 
ertheilt worden, nicht innehält, oder ohne neue Genehmigung eine weſent⸗ 
liche Veränderung der Betriebsſtätte oder eine Verlegung des Lokals 
oder eine weſentliche Veränderung in dem Betriebe der Anlage vor- 
nimmt; 


3) wer, ohne hierzu approbirt zu fein, ſich als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, 
Geburtshelfer, Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet oder ſich einen ähnlichen 
Titel beilegt, durch den der Glauben erweckt wird, der Inhaber deſſelben 
ſei eine geprüfte Medizinalperſon. 


Enthält die Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuer⸗ 
geſetze, fo ſoll nicht außerdem noch auf eine Steuerſtrafe erkannt werden, es iſt 
aber darauf bei Zumeſſung der Strafe Rückſicht zu nehmen. 

In dem Falle zu 2. kann die Polizeibehörde die Wegſchaffung der Anlage 


oder die Herſtellung des den Bedingungen entſprechenden Zuſtandes derſelben 
anordnen. 
$. 148. 


Mit Geldbuße bi unfzig Thalern und im Falle des Unvermögens 
mit Gefingnißſtraße m ichen wird beſtraft: ii i 
1) wer außer den in $. 147. vorgeſehenen Fällen ein ftehendes Gewerbe 
beginnt, ohne daſſelbe vorſchriftsmäßig anzuzeigen; 
2) wer die im $. 14. erforderte An- oder Abmeldung einer übernommenen 
Feuerverſicherungs⸗Agentur unterläßt / 


2 


— 


45˙ 3) wer 


2 
3) Br 71 im F. 14. erforderten Anzeigen über das Betriebslokal un. 
terläßt 


4) wer der nach $. 35. gegen ihn ergangenen Unterſagung eines Gewerbe- 
betriebes zuwiderhandelt, oder die in §. 35. vorgeſchriebene Anzeige 
unterläßt; 

5) wer dem $. 43. zuwiderhandelt 

6) wer bei dem Aufſuchen von Waarenbeſtellungen den Vorſchriften im 
$. 44. zuwiderhandelt 

7) wer ein Gewerbe im Umherziehen ohne Legitimationsſchein betreibt 

8) wer bei dem Betriebe ſeines Gewerbes die von der Obrigkeit vorgeſchrie⸗ 
benen oder genehmigten Taxen überſchreitet ; 

9) wer als Lehrherr ſeine Pflichten gegen die ihm anvertrauten Lehrlinge 
gröblich vernachläffigt; 

10) wer der Aufforderung der Behörde ungeachtet den Beſtimmungen des 
$. 107. entgegenhandelt. 


In allen dieſen Fällen bleibt die Strafe ausgeſchloſſen, wenn die ſtrafbare 
Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze enthält. 
$. 149. 
Mit Geldbuße bis zu zehn Thalern und im Falle des Unvermögens mit 
Gefängniß bis zu acht Tagen wird beſtraft: 

1) wer gewerbliche Verrichtungen, zu welchen er nach Vorſchrift des $. 44. 
einer Legitimation bedarf, vornimmt, ohne dieſelbe zu beſitzen, beziehungs⸗ 
weiſe mit ſich zu führen 

2) wer bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen den ihmertheilten Legitimations⸗ 
ſchein nicht mit ſich führt, oder einem Anderen überläßt , 


3) wer ein Gewerbe im Umherziehen, für welches ihm ein auf einen beſtimm⸗ 
ten Bezirk lautender Legitimationsſchein (F. 60.) ertheilt iſt, unbefugt 
in einem anderen Bezirk betreibt; 


4) wer den Vorſchriften im F. 61. zuwiderhandelt, 


5) wer bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen unbefugt Begleiter mitführt 
und wer einem Gewerbetreibenden im Umherziehen unbefugt als Be⸗ 
gleiter dient 


6) wer den polizeilichen Anordnungen wegen des Marktverkehrs zuwider⸗ 
handelt 


7) wer es unterläßt, die in den $$. 130. und 133. vorgeſchriebenen An⸗ 
zeigen zu machen oder Liſten zu führen. 
$. 150. 


Wer den Vorſchriften in den $$. 128. 129. und 130. zuwider ee 
iche 


a 


liche Arbeiter annimmt oder beſchäftigt, wird mit einer Reber bis zu fünf 
Thalern und im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
bis zu drei Tagen für jeden vorſchriftswidrig angenommenen oder beſchäftigten 
Arbeiter beſtraft. 

War er innerhalb der letzten fünf Jahre bereits drei verſchiedene Male 
auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung beſtraft, ſo kann auf den Verluſt der 
Befugniß zur Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter für eine beſtimmte Zeit oder 
für immer gegen ihn erkannt werden. 

Es muß auf dieſen Verluſt, und zwar für mindeſtens drei Monate erkannt 
werden, wenn er innerhalb der letzten fünf Jahre bereits ſechs verſchiedene Male 
beſtraft war. 

Zuwiderhandlungen gegen ſolche Erkenntniſſe (Abſatz 2. und 3.) werden 
mit Geldbuße bis zum vierfachen Betrage der im erſten Abſatz dieſes Paragraphen 
beſtimmten Geldbuße, und im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßigem 
Gefängniß beſtraft. 

§. 151. 


Sind polizeiliche Vorſchriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetrei⸗ 
benden bei Ausübung des Gewerbes übertreten worden, ſo trifft die Strafe den 
Stellvertreter, iſt die Uebertretung mit Vorwiſſen des verfügungsfähigen Ver⸗ 
tretenen begangen worden, ſo verlhklen beide der geſetzlichen Strafe. 

Iſt an eine ſolche Uebertretung der Verluſt der Konzeffion, Approbation 
oder Beſtallung geknüpft, ſo findet derſelbe auch als Folge der von dem Stell⸗ 
vertreter begangenen Uebertretung ſtatt, wenn dieſe mit Vorwiſſen des verfügungs⸗ 
fähigen Vertretenen begangen worden. Iſt dies nicht der Fall, fo iſt der Ver⸗ 
tretene bei Verluſt der Konzeſſion, Approbation u. |. w. verpflichtet, den Stell⸗ 
vertreter zu entlaſſen. 9. 152 


Alle Verbote und Strafbeſtimmungen gegen Gewerbetreibende, gewerbliche 
Gehülfen, Geſellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, insbeſon⸗ 
595 Bl Einſtellung der Arbeit oder Entlaſſung der Arbeiter, werden auf- 

en. 


Jedem Theilnehmer ſteht der Rücktritt von ſolchen Vereinigungen und 
Verabredungen frei, und es findet aus letzteren weder Klage noch Einrede ftatt. 


$. 153. 


Wer Andere dur Anwendung körperlichen Zwanges, durch Drohungen 
durch Ehrverletzung 5 durch Verrufserklärung beftimmt "oder zu een 
verſucht, an ſolchen Verabredungen ($. 152.) Theil zu nehmen, oder ihnen Folge 
zu leiſten, oder Andere durch gleiche Mittel hindert oder zu hindern verfucht, 
von ſolchen Verabredungen zurückzutreten, wird mit Gefängniß bis zu drei Mo⸗ 
naten beſtraft, ſofern nach dem allgemeinen Strafgeſetz nicht eine härtere Strafe 


eintritt. 
Schluß⸗ 


25 


BE 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 154. 

Die Beſtimmungen der $$. 128. bis 139. finden auch auf die Beſitzer, 
beziehungsweiſe Arbeiter von Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch 
betriebenen Brüchen oder Gruben Anwendung. 

Diejenigen Beſtimmungen, welche die bezeichneten Arbeiter wegen groben 
Ungehorſams, beharrlicher Widerſetzlichkeit oder wegen Verlaſſens der Arbeit mit 
Strafe bedrohen, werden aufgehoben. 


8153 

Wo in dieſem Geſetze auf die Landesgeſetze verwieſen iſt, ſind unter den 
5 auch die verfaſſungs⸗ oder geſetzmäßig erlaſſenen Verordnungen ver⸗ 

anden. 

Welche Behörden in jedem Bundesſtaate unter der Bezeichnung: höhere 
Verwaltungsbehörde, untere Verwaltungsbehörde, Gemeindebehörde, Ortsbehörde, 
Unterbehörde, Polizeibehörde, Ortspolizeibehörde zu verſtehen ſind, wird von der 
Centralbehörde des Bundesſtaates bekannt gemacht. 


F. 156. 


Die Titel I. II. IV. bis X. dieſes Geſetzes treten drei Monate nach deſſen 
Verkündung, der Titel III. tritt am 1. Januar 1870. in Kraft. 


Das Geſetz, 1 den Betrieb der ſtehenden Gewerbe, vom 8. Juli 
1868. (Bundesgeſetzbl. S. 406.) tritt drei Monate nach Verkündung dieſes Ge⸗ 
ſetzes außer Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


(Nr. 313.) Geſetz, die Beſteuerung des Zuckers betreffend. Vom 26. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes des Deutſchen Zollvereins und des Deutſchen Zollparlaments, 
was folgt: si 


Vom 1. September d. J. ab wird die Steuer vom inlänbijehen wine 
zucker 
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— mit acht Silbergroſchen oder acht und zwang! Kreuzern vom Zollzentner 
er zur Zuckerbereitung beſtimmten rohen Rüben An 


§. 2. 
Vom 1. September d. J. iſt an Eingangszoll vom Zentner ausländiſchem 
Zucker und Syrup zu erheben, und zwar von 
1) Zucker: raffinirter Zucker aller Art, ſowie Rohzucker, wenn letzterer den 
auf Anordnung des Bundesrathes bei den nach Bedürfniß öffentlich zu 
bezeichnenden Zollſtellen niederzulegenden, nach Anleitung des Holländi⸗ 
ſchen Standart Nr. 19. und darüber zu beſtimmenden Muſtern ent⸗ 


plc END 5 Rthlr. — Sgr. 
2) Rohzucker, ſoweit ſolcher nicht zu dem unter 1. ge⸗ ß 

dachten gehöre a 
5 RSARRR TAB. Be UP HN Go MBH e 


Auflöſungen von Zucker, welche als ſolche bei 
der Reviſion beſtimmt erkannt werden, unter⸗ 
liegen dem vorſtehend unter 2. aufgeführten 
Eingangszolle. 
4) Melaſſe unter Kontrole der Verwendung zur Brannt⸗ 
bereitüng Zus. md. als re. Be frei. 
Für Tara werden vom Zentner Bruttogewicht vergütet: 
beim Eingang von Brod- (Hut-) Zucker, Kandis, Bruch⸗ oder Lumpenzucker: 
14 Pfund in Fäſſern mit Dauben von Eichen⸗ und anderem harten Holze, 
10 — in anderen Fäſſern, 
13 in Kiſten, 
7 in Körben; 
beim Eingange von Rohzucker und Farin (Zuckermehh), ſowie geſtoßenem Zucker: 
3 Pfund in Fäſſern mit Dauben von Eichen⸗ oder anderem harten Holze, 
in anderen Fäſſern, 
15... mim Kiſten; 
8 im außereuropäiſchen Rohrgeflechten (Kanaſſers, Kranjans), 
7 in anderen Körben, 
4 in Ballen 
beim Eingange von Syrup: 
11 Pfund in Fäſſern. 


a §. 3. 
Bei der Ausfuhr von inländiſchem wie von ausländiſchem Zucker über die 
n ur bei deſſen he gh in öffentlichen an wird, 
0 zuführende Menge mindeſtens zehn Zentner beträgt, eine Vergütun 
für den Zentner gewährt: 3 2 a Es 
a) für Rohzucker von mindeſtens 88 Prozent Polari- 

ſation ces scsenusrsenünesussnessurueere 3 Rthlr. 4 Sgr. 

b) für Kandis und für Zucker in weißen, vollen, harten 2 
ro⸗ 
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Broden bis zu 25 Pfund Nettogewicht oder in i 
Gegenwart der Steuerbehörde zerkleinert... 3 Rthlr. 25 Sgr. 
e) für allen übrigen harten Zucker, ſowie für alle 
weiße trockenen (nicht über 1 Prozent Waſſer ent⸗ 
haltende) Zucker, in Kryſtall⸗, Krümel⸗ und Mehl⸗ 
form von mindeſtens 98 Prozent Polariſation... 3 Rthlr. 18 Sgr. 
Der Bundesrath des Zollvereins hat die Zollämter zu beſtimmen, über 
welche die Ausfuhr bewirkt werden kann. Derſelbe iſt auch befugt, zu beſtim⸗ 
men, daß die bei der Ausfuhr von Zucker gegen Vergütung ede De⸗ 
klaration auf den Zuckergehalt nach dem Grade der Polariſation gerichtet werde. 


g $. 4. 

Wird bei der Ausfuhr von Zucker durch unrichtige Angabe des Zucker⸗ 
gehalts oder der ſonſtigen Beſchaffenheit (handelsüblichen Bezeichnung) des Zuckers, 
Steuer⸗ oder Zollvergütung für Zucker, bei deſſen Ausfuhr eine Vergütung über⸗ 
haupt nicht gewährt wird, in Anſpruch genommen, ſo hat der Deklarant den 
Betrag des vierten Theils der in Anſpruch genommenen Vergütung als Strafe 
verwirkt. Wird durch die unrichtige Angabe des Zuckergehalts eine höhere Steuer⸗ 
oder Zollvergütung, als die für die Klaſſe, zu welcher der auszuführende Zucker 
gehört, feſtgeſetzte Vergütung in Anſpruch genommen, ſo hat der Deklarant das 
Doppelte der Differenz zwiſchen der zuſtändigen und der beanſpruchten Ver⸗ 
gütung als Strafe verwirkt. 

Außer den vorſtehend gedachten Strafen tritt die Konfiskation des un⸗ 
richtig deklarirten Zuckers ein, wenn ſolcher in der Abſicht, die Staatskaſſe zu 
verkürzen, zwiſchen Zucker verpackt worden iſt, für welchen eine Vergütung, be⸗ 
ziehungsweiſe eine höhere Vergütung gewährt wird. 

Ueberſteigt die Angabe des Zudergehalts den bei der Reviſion ermittelten 
Zuckergehalt um nicht mehr als ein Drittel Prozent, ſo findet eine Beſtrafung 
nicht ſtatt. Iſt zwar dieſer Prozentbetrag überſchritten, aber der Beweis geführt, 
daß die Abſicht, die Staatskaſſe zu verkürzen, nicht fan b habe, ſo iſt nur 
eine Ordnungsſtrafe von fünf bis funfzig Thalern (fünf bis fünf und ſiebenzig 
Gulden) verwirkt. 


F. 5. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden 
vom Bundesrathe des Zollvereins feſtgeſtellt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Juni 1869. 
| (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Nedigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


